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 VORWORT                                                               
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

das vor Ihnen liegende Jahrbuch 2012 soll einen 
kleinen Überblick über meine Arbeit als direkt 
gewählter Bundestagsabgeordneter für den 
Kölner Wahlkreis Porz, Kalk, nördliche Innen-
stadt im vergangenen Jahr geben. Es dient der 
Dokumentation und ist zugleich eine Art Re-
chenschaftsbericht.  

Gerade angesichts der zahlreichen Gesetze und 
Sitzungswochen in Berlin ist die regelmäßige 
Information im Wahlkreis eines meiner Haupt-
anliegen.  

 

Dem dienen auch meine Berlin Depesche sowie 
meine Homepage.  

Viel Spaß beim Lesen dieses Jahrbuches! 

Mit freundlichen Grüßen  
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 BÜROANSCHRIFTEN UND MITARBEITERTEAM 

Martin Dörmann, MdB 

Deutscher Bundestag, Platz der Republik 1, 11011 Berlin 
Mitarbeiterteam: Stefan Stader (Büroleiter), Dr. Matthias Dahlke, Marcel Röthig 
Tel. 030 / 227 734 18; Fax 030 / 227 763 48; eMail: martin.doermann@bundestag.de 

Homepage: 
www.martin-doermann.de 

 
Bürgerbüro Porz (Wahlkreisbüro) 

Hauptstraße 327 

51143 Köln (Porz) 

Telefon: 02203 / 52144 

Fax: 02203 / 51044 

Team: Tim Cremer (Büroleiter), 

Nadesha Klugiewicz  

eMail: 

martin.doermann@wk.bundestag.de 

 
Bürgerbüro Kalk 

Kalker Hauptstraße 212 

51103 Köln (Kalk) 

Telefon: 0221 / 8704302 

Mitarbeiter von Stephan 

Gatter: Frank Heinz 

 

Webmaster Homepage: 

Ralf Steinmeier 

 
Büro der Kölner SPD-
Bundestagsabgeordneten 

Magnusstraße 18b 

50672 Köln (Innenstadt) 

Tel. 0221 / 169 195-77 

Fax 0221 / 169 195-79 

Mitarbeiterin: Claudia Brock 

eMail: koelner-spd-mdb@netcolgne.de 

 
 

     

  

mailto:martin.doermann@bundestag.de
http://www.martin-doermann.de/
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 WAHLKREISZEITUNG BERLIN DEPESCHE 

2012 erschienen insgesamt 6 Ausgaben der Berlin Depesche. Die Wahlkreiszeitung wird per eMail an alle 
interessierten SPD-Mitglieder sowie Bürgerinnen und Bürger versendet. Sie enthält Informationen über 
Veranstaltungen, die Arbeit von Martin Dörmann und wichtige Entscheidungen des Bundestages. Einige 
Artikel aus dem Jahr 2012 sind ab Seite 5 abgedruckt. 

Interessierte können sich in den eMail-Verteiler der Berlin Depesche aufnehmen lassen. Eine entsprechen-
de eMail an martin.doermann@bundestag.de genügt (SPD-Mitglieder bitte mit Angabe des Ortsvereins). 

Frühere Ausgaben sowie die Jahresregister sind auf der Homepage www.martin-doermann.de zu finden. 

    BERLIN DEPESCHE 
Zeitung für den Bundestagswahlkreis Köln I (Porz, Kalk, nördliche Innenstadt) 

 

 PUBLIKATIONEN 

Neben der „Berlin Depesche“ erscheint für jedes Jahr ein eigenes Jahrbuch mit einem Überblick über die 
Abgeordnetentätigkeit im abgelaufenen Jahr. Allgemeine Informationen enthält die jeweils aktualisierte 
Info-Broschüre. Alle Broschüren sind auf der Startseite der Homepage zu finden.  

Zudem ist Martin Dörmann Mitherausgeber der politischen Zeitschrift „Berliner Republik“ (siehe Home-
page: www.b-republik.de). 

 
Dokumentation über die Arbeit  

als Bundestagsabgeordneter  
im Jahr 2012 

 
Allgemeine Informationen über den        
Wahlkreis, die Arbeit im Bundestag  

und das Mitarbeiterteam  

 VERANSTALTUNGEN 2012 

Bei Veranstaltungen, bei denen Martin Dörmann (Mit-) Veranstalter oder Moderator war, nahmen 2012  
u.a. nahmen folgende Gäste Teil: Sören Bartol, Prof. Frank Decker, Sigmar Gabriel, Ralf Jäger, Franz Mün-
tefering, Aydan Özoguz, Dr. Klaus Scharioth und Prof. Dr. Paul Welfens. 
 
 

 

mailto:martin.doermann@bundestag.de
http://www.martin-doermann.de/
http://www.b-republik.de/
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 HOMEPAGE 

Weitere allgemeine und aktuelle Informationen finden sich auf der Homepage: www.martin-doermann.de. 

Die Homepage enthält u.a. Seiten zu Persönlichem, dem Kölner Wahlkreis, der Arbeit in Berlin, aktuelle 

Presse, Texte und Dokumente sowie zahlreiche Fotos. 

 

Startseite der Homepage 

 MITGLIEDSCHAFTEN UND FUNKTIONEN 

Funktionen im Bundestag 

 stellv. Vorsitzender des Ausschusses für  
Wirtschaft und Technologie 

Mitgliedschaften in Bundestagsgremien 

 Ausschuss für Wirtschaft und Technologie  

 Ausschuss für Kultur und Medien (stellv.) 

 Unterausschuss „Neue Medien“ 

 Enquete-Kommission „Internet und digitale  
Gesellschaft“ (stellv.) 

Funktionen in der SPD-Bundestagsfraktion 

 Medienpolitischer Sprecher 

 Mitglied im Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion 

 Mitglied im Vorstand der NRW-Landesgruppe  

 Berichterstatter für Telekommunikation und  
Raumfahrt 

Sonstige Mitgliedschaften und Funktionen 

 Mitglied im Beirat der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation,  Post und Eisenbahnen (Regulie-
rungsbehörde) 

 Mitglied im Vorstand der Medienkommission beim SPD-
Parteivorstand; Koordinator für den Gesprächskreis „Digi-
tale Infrastruktur“ 

 

Das Berliner Abgeordnetenbüro von Martin Dörmann 
befindet sich im obersten Stock des Paul-Löbe-Hauses 

(auf dem Foto rechts) 

http://www.martin-doermann.de/
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 BERICHTE UND ARTIKEL AUS DER BERLIN DEPESCHE 2012 (AUSWAHL) 

Nachfolgend drucken wir eine kleine Auswahl von Artikeln ab, die 2012 in der Berlin Depesche erschienen 
sind. Die meisten der aufgenommenen Berichte betreffen Veranstaltungen mit Martin Dörmann oder seine 
Arbeit als Abgeordneter. Auf der Homepage www.martin-doermann.de sind frühere Ausgaben sowie ein voll-
ständiges Inhaltsregister der Berlin Depesche eingestellt. 

Neujahrsempfang des SPD-Stadtbezirks Porz/Poll 

Rede Sigmar Gabriels und Porz-Film begeisterten 400 Gäste 
Der traditionelle Neujahrsempfang des SPD-
Stadtbezirks Porz/Poll fand in diesem Jahr beson-
ders große Beachtung. Rund 400 Gäste kamen An-
fang Februar in das Porzer Rathaus, um Sigmar Gab-
riel zu hören. Seine Rede stand unter dem Motto 
„Unser Kapital: Demokratie und Gerechtigkeit“. 

 

Der SPD-Bundesvorsitzende spannte einen weiten 
Bogen von nationalen zu europäischen Themen. Er 
betonte, die SPD müsse vor der nächsten Bundes-
tagswahl sagen, was sie will, dürfe aber keine Ver-
sprechungen machen, die nicht einzuhalten sind. 
Sonst verspiele man gerade zurück gewonnene 
Glaubwürdigkeit.  

Als Beispiel nannte er den Bereich Bildung. Hier 
müsse man deutlich mehr investieren, um Zukunfts-
chancen nicht zu verspielen. Als Gegenfinanzierung 
will die SPD ganz hohe Einkommen stärker besteu-
ern. Weitere Themen waren eine gerechte Ordnung 
auf dem Arbeitsmarkt, finanziell ausreichend ausge-
stattete Kommunen und ein konsequentes Umset-
zen der Energiewende in Deutschland. In allen Fel-
dern setze die schwarz-gelbe Bundesregierung zu 
wenig oder falsche Akzente. 

Zu Beginn des Abends konnte Stadtbezirksvorsit-
zender Ingo Jureck zahlreiche Gäste begrüßen, da-
runter viele Betriebsräte, Vertreter von Vereinen 
und eine starke Delegation des Flughafens Köln 

Bonn, mit dem Vorsitzenden der Geschäftsführung 
Michael Garvens und Aufsichtsratschef Volker 
Hauff an der Spitze.  

Einen besonderen Einstieg in Porzer Themen bot ein 
Film des ehemaligen Ratsmitglieds Jürgen Schu-
mann unter dem Titel „Engagiert für ihren Stadtbe-
zirk – Die Porzer SPD“. Darin wurden einige Charak-
teristika des Stadtbezirks beschrieben. Zudem 
kommentierten die Mandatsträger aus Bund, Land 
und Kommune aktuelle Porzer Themen. Der Film 
machte deutlich, wie sehr die SPD mit dem Stadtbe-
zirk verankert ist. 

In einer vom Porzer SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Christian Joisten moderierten Talkrunde wurden die 
Themen später von Bezirksbürgermeister Willi 
Stadoll, Landtagsabgeordneten Jochen Ott und 
Martin Dörmann weiter vertieft und ergänzt. Den 
Abschluss bildete wie immer der launige Einzug des 
Porzer Dreigestirns mit Prinz Ulf I. (Ulf Florian) an 
seiner Spitze. 

 
Martin Dörmann, Jürgen Schumann und Jochen Ott 
überbrückten spontan eine Verspätung des Gastes, 

indem sie über die Besonderheiten von Porz sprachen 

Der Porz-Film von Jürgen Schumann ist auf der 
Homepage www.martin-doermann.de abrufbar. 

 
Sigmar Gabriel mit den SPD-Mandatsträgern 

 
Prinz Ulf I. in seinem Element 

http://www.martin-doermann.de/
http://www.martin-doermann.de/
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 „Besucher aus dem All“ 

NASA-Astronaut T.-J. Craemer zu Gast im Lessinggymnasium Porz-Zündorf 
Ende Dezember besuchte der amerikanische NASA-
Astronaut Timothy J. Craemer das Zündorfer Les-
sing-Gymnasium. Schulleiter Udo Memmert konnte 
zu seinem Vortrag nicht nur rund 100 Schülerinnen 
und Schüler begrüßen, sondern auch Bezirksbür-
germeister Willi Stadoll und die Porzer Ratsfrau 
Monika Möller.   

Die Initiative zu dieser Begegnung der besonderen 
Art ging aus vom Deutschen Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) sowie Martin Dörmann, der inner-
halb der SPD-Bundestagsfraktion u.a. für das Thema 
Raumfahrt zuständig ist. Er hatte bereits früher ei-

nen Tag der Raumfahrt im Lessing-Gymnasium mit 
initiiert, damals mit dem deutschen Astronauten 
Thomas Reiter. 

Der Film, den der US-Astronaut mitgebracht hatte, 
zeigte seine Tätigkeit auf der Internationalen Raum-
station ISS. Unterhaltsam kommentierte T.J. 
Craemer die aufregenden Szenen vom Leben im All, 
vom Schlafen, Essen, Arbeiten und Forschen in der 
Schwerelosigkeit auf sehr beengtem Raum. Nach 
dem Film prasselten die Fragen der begeisterten 
Schülerinnen und Schüler nur so herab, die Craemer 
plastisch und humorvoll beantwortete.  

 

  

Forum Bundespolitik 

Martin Dörmann diskutierte mit dem Parteienforscher Prof. Frank Decker 
Das August-Bebel-Forum des Kölner Parteihauses 
war gut besucht: über 40 Personen folgten im Janu-
ar der Einladung von Martin Dörmann zur Auftakt-
veranstaltung des „Forum Bundespolitik“ der 
KölnSPD. Gast war Parteienforscher Prof. Frank 
Decker vom Institut für Politische Wissenschaft und 
Soziologie an der Uni Bonn.  

Zum Veranstaltungstitel „Trends im deutschen Par-
teiensystem“ stellte Decker fest: „Dies ist ein 
schwieriges Thema, denn in der Politik wird zuneh-
mend auf Sicht gefahren.“ Er erläuterte, dass es in 
der Nachkriegsgeschichte des deutschen Parteien-
systems mehrere  Zäsuren gegeben habe. Anfang 
der 80 Jahre durch das Aufkommen der Grünen, 
dann im Zuge  der deutschen Einheit mit der PDS im 
Osten und schließlich mit deren Etablierung als 
Linkspartei auch im Westen. Inwieweit die neue 
Piratenpartei ein langfristiges Element sei, bliebe 
vorerst abzuwarten.  

Im Hinblick auf die Bundestagswahl 2013 sah Decker 
angesichts der Schwäche der FDP keine Chance 
mehr für ein Fortsetzen der schwarz-gelben Koaliti-
on. Ob es am Ende für Rot-Grün reiche, sei ent-
scheidend davon abhängig, ob FDP, Linkspartei und 
Piraten klein gehalten werden könnten. 

Der Wahlkalender in den Ländern bis zur Bundes-
tagswahl sei immerhin für die SPD sehr günstig. Im 

Jahre 2012 werde zudem die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes zu der Umgestaltung des 
Wahlgesetzes fallen. Er rechne fest damit, dass 
Karlsruhe das von Schwarz-Gelb verabschiedete 
Gesetz kippen wird und womöglich selbst unmittel-
bare Vorgaben mache.  

Mit dem Publikum entwickelte sich nach dem Vor-
trag eine muntere Diskussion. Dabei standen die 
Positionen und Wahlaussichten der SPD im Vorder-
grund der Fragen und Anmerkungen.  

 
Prof. Frank Decker und Martin Dörmann freuten 

sich über eine spannende Diskussion
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Kölner Unterstützung für Südafrika 

 

Eingeladen vom SPD-Bundestagsabgeordneten 
Klaus Brandner fuhr der Kölner Musiker Henning 

Krautmacher (Frontmann von "De Höhner") ge-
meinsam mit Schülern der Ernst-Barlach-Realschule 
aus Rheda-Wiedenbrück nach Berlin, um für Unter-
stützung der südafrikanischen Partnerschule in 
Grootkraal zu werben, der eine Schließung droht 
und die mit deutscher Hilfe neu errichtet werden 
soll.  

Martin Dörmann traf in Berlin auf seinen Kollegen 
und den Musiker aus seinem Wahlkreis und sicherte 
seine Unterstützung für das gemeinsame Unterfan-
gen zu: "Ich finde, das ist ein tolles Projekt und das 
Engagement der Schüler einzigartig“. 

Frühjahrsempfänge der SPD 

NRW-Arbeitsminister Guntram Schneider beim SPD-Stadtbezirk Innenstadt 
„Ein wunderschöner Sonntag.“ Mit diesen Worten 
eröffnete Tim Cremer als Vorsitzender den diesjäh-
rigen Frühjahrsempfang des SPD-Stadtbezirks In-
nenstadt, der Ende März im Forum der Volkshoch-
schule im Rautenstrauch-Joest Museum stattfand.  

 

Direktor Professor Klaus Schneider hob in seiner 
Begrüßung das langjährige Engagement der Kölner 
SPD für sein Haus hervor.  Guntram Schneider, 
NRW-Minister für Arbeit, Soziales und Integration, 
war als Hauptredner in das Herz von Köln gekom-
men, um über die von ihm verantworteten Politik-
bereiche zu sprechen. Dabei betonte er beispiels-
weise die Forderung nach einem gesetzlichen Min-

destlohn und gleicher Bezahlung für Frauen. Kurze 
Reden hielten auch Martin Dörmann und Stephan 
Gatter. Am kalten Buffet kamen die rund 140 Gäs-
ten aus Vereinen und Institutionen mit ihnen und 
den weiteren SPD-Mandatsträgern ins Gespräch, 
darunter der Fraktionsvorsitzende im Rat der Stadt 
Köln Martin Börschel und Rudolf Reiferscheid, Frak-
tionsvorsitzender in der Bezirksvertretung Innen-
stadt. Hinzu gesellten sich weitere vier der sieben 
Kölner SPD-Kandidatinnen und Kandidaten für den 
Landtag: Ingrid Hack, Gaby Hammelrath, Lisa 
Steinmann und DGB-Vorsitzender Andreas Kossiski. 

 
Lisa Steinmann, Martin Börschel, Guntram Schneider, 

Lale Akgün, Tim Cremer, Stephan Gatter, Andreas  
Kossiski, Gabriele Hammelrath, Martin Dörmann (v.l.) 
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Frühjahrsempfang des Bürgerbüro Porz 

Bilderausstellung mit Werken von Carola Metzen 
Am 16. März fand der diesjährige Frühjahrsempfang 
von Martin Dörmann und Jochen Ott unter unge-
wöhnlichen Umständen statt. Nachdem einige Tage 
zuvor ein verdächtiger Brief einen Großeinsatz von 
Polizei und Feuerwehr zur Folge hatte, waren die 
Räumlichkeiten des Bürgerbüros zu Beginn des Emp-
fangs noch polizeilich versiegelt (siehe Artikel auf 
der nächsten Seite).  

 
Bei bestem Frühlingswetter, zu Köstlichkeiten vom 
Grill und kalten Getränken, eröffneten die beiden 
die Feierlichkeit deshalb im Hinterhof des Büros. Sie 
dankten ihren Angestellten für deren Einsatz, diesen 
Empfang trotz widriger Umstände stattfinden zu 
lassen und sprachen natürlich auch über die bevor-
stehende Landtagswahl in NRW, bei der Jochen Ott 
erneut als Kandidat antreten wird. 

Verbunden war der Empfang wieder mit einer Aus 

stellungseröffnung, diesmal mit Bildern von Carola 
Metzen. Die Porzerin begann vor 6 Jahren nach 
einem Volkshochschulkurs ihre Liebe zur Malerei zu 
entdecken. Seitdem malt sie vornehmlich auf Lein-
wand mit Acrylfarbe und Spachtelmasse. Ihre Moti-
ve reichen dabei von Landschaften, über abstrakte 
Formen bis hin zu Stillleben.  

Vom Vorsitzenden der Familien-Zeltgemeinschaft 
„Am Langeler Lido“ Johann Klemm wurde Martin 
Dörmann aufgrund der langjährigen Verbundenheit 
als Ehrenmitglied aufgenommen und eine Ehrenur-
kunde überreicht. 

Schließlich gab es noch eine besondere Überra-
schung für die zahlreich erschienen Gäste, darunter 
Bezirksbürgermeister Willi Stadoll und mehrere 
Mitglieder der SPD in Rat und Bezirksvertretung. Der 
diesjährige Porzer Karnevalsprinz Ulf Florian zückte 
seine Gitarre und stimmte sein inzwischen über den 
Stadtbezirk hinaus bekanntes Prinzenlied „Dat ess 
Porz“ an, bei welchem alle begeistert mit einstiegen. 

Nach der endgültigen Entwarnung seitens der Poli-
zei wurde daraufhin das Siegel entfernt und die 
neue Ausstellung im Bürgerbüro eröffnet.  

Der Empfang brachte interessante Diskussionen und 
heitere Gespräche bis in die Abendstunden. Am 
Ende waren sich alle einig: Der Hofempfang war bei 
weitem keine Notlösung, sondern eine wundervolle 
Einstimmung auf den Frühling.  
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Mit Erlaubnis der Polizei konnte die versiegelte Tür des Bürgerbüros nach drei Tagen endlich geöffnet werden 

Milzbrandalarm im Bürgerbüro bestätigte sich nicht 

Verdächtiger Brief löste Großeinsatz von Polizei und Feuerwehr aus 
Tim Cremer und Nadesha Klugiewicz betreuen das Wahlkreisbüro von Martin Dörmann in Porz und schildern 
an dieser Stelle ihre Sicht der Geschehnisse: 

Am 13. März mittags erreichte uns ein an Martin 
Dörmann adressierter ungewöhnlicher Brief mit 
offensichtlich körnigem Inhalt und der Aufschrift 
„Wichtige Informationen zur 15. Bundesversamm-
lung“. Nach Rücksprache mit dem Abgeordneten 
entschlossen wir uns gemeinsam mit unserer Kolle-
gin Marion Tillmann, die für Jochen Ott im Gemein-
schaftsbüro zugegen war, die Polizei zu informieren. 

 
Als die eingetroffene Polizei den Brief öffnete, fielen 
neben einigen anderen kuriosen Dingen Sand, 
Schrotkugeln und ein kleines Briefchen heraus. Des-
sen Inhalt machte nicht nur die Polizisten misstrau-
isch: ein weißes Pulver.  

Umgehend wurde der Umweltdienst der Feuerwehr 
für eine erste Einschätzung der Lage hinzugezogen. 
Als dieser jedoch kein eindeutiges Urteil fällen konn-
te, blieb nichts anderes übrig, als einen Großeinsatz 
einzuleiten. Es bestand Verdacht auf einen Milz-
brandanschlag.  

Allen Anwesenden wurde es etwas flau im Magen, 
als kurz darauf zahlreiche Einsatzfahrzeuge von Feu-
erwehr und Polizei die Hautstraße in Porz großräu-

mig sperrten und wir darüber informiert wurden, 
dass wir nun „evakuiert“ werden sollten. 

Männer in Gasmasken und Schutzanzügen erklärten 
uns, wir müssten all unsere persönlichen Gegen-
stände zurücklassen und in luftdichte Behälter ver-
stauen, unsere Kleidung ausziehen, uns desinfizie-
ren und dürften erst dann den Einsatzort in bereit-
gestellten Trainingsanzügen verlassen. Wir fühlten 
uns wie in einem Katastrophenfilm, als wir uns am 
frühen Abend endlich irgendwie auf den Weg nach 
Hause machen konnten 

In den nächsten Tagen warten wir ab, was die Un-
tersuchungen der Substanz, welche in das Robert-
Koch-Institut nach Berlin geschickt wurden, ergeben 
würden. Wir waren erleichtert, als am Freitag nach 
drei Tagen der Ungewissheit Entwarnung gegeben 
wurde und wir unsere persönlichen Sachen zurück 
bekamen. 
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„Forum Bundespolitik“ der KölnSPD mit Sören Bartol, MdB 

Spannende Debatte zu Infrastrukturausbau und Bürgerbeteiligung 
Am 30. Mai war Sören Bartol, Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Gast im „Forum Bundespolitik“ der 
KölnSPD. Als Leiter des Forums begrüßte Martin 
Dörmann seinen Fraktionskollegen zur Fragestel-
lung, wie man die Infrastruktur in Deutschland bür-
gerfreundlich voranbringen kann. 

Sören Bartol erläuterte zunächst das 
von ihm geleitete Projekt „Infrastruk-
turkonsens“ der SPD-Fraktion, an dem 
auch Martin Dörmann für den Bereich 
Breitbandausbau mitwirkt. Im Projekt 
werden Konzepte für den Ausbau der 
Infrastruktur erarbeitet, und zwar 
insbesondere in den Bereichen Ver-
kehr, Energie, Telekommunikation und 
Kommunale Infrastruktur. Ein wichtiger Bestandteil 
ist zudem ein Konzept für Bürgerbeteiligung und 
Planungsbeschleunigung, das Bartol näher vorstell-

te. Kommentiert wurde das Konzept von Susana 
dos Santos Herrmann, stellv. Vorsitzende der SPD-
Ratsfraktion, sowie dem SPD-Landtags-
abgeordneten und Verkehrsexperten Jochen Ott. 

Unter den rund 35 Teilnehmern entbrannte eine 
spannende Debatte. Einig waren sich alle, dass die 

Akzeptanz für den notwendigen Infra-
strukturausbau auch durch eine intensive 
und frühzeitige Bürgerbeteiligung und 
mehr Transparenz von Planungsverfahren 
gestärkt werden müsse. Gleichzeitig kam 
bei vielen aber durchaus Skepsis darüber 
auf, ob am Ende Bürgerentscheide der 
richtige Weg seien, da die Gefahr bestün-
de, dass sich hierdurch Einzelinteressen 
gegen das Allgemeinwohl durchsetzen 

könnten. Er sei die Verantwortung der Politik, nach 
einer Bürgerbeteiligung einen gerechten Ausgleich 
von Interessen herzustellen, betonten einige Gäste.  

→ Konzept und Bundestagsantrag der SPD-Fraktion zu Bürgerbeteiligung und Infrastrukturausbau:  

http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_datei/0,,15552,00.pdf 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/091/1709156.pdf 

Phoenix-Runde zur Wirtschaftspolitik in Europa 

Martin Dörmann diskutierte mit Wirtschaftsexperten 

Am 22. Mai war Martin Dörmann als SPD-
Wirtschaftspolitiker zu Gast in der Phoenix-Runde 
zum Thema „Deutschland boomt, Europa schwä-
chelt – Wie lange geht das gut?“. Unter Moderation 
von Pinar Atalay diskutierte er mit Prof. Rudolf 
Hickel (Universität Bremen), Prof. Michael Hüther 
(Institut der deutschen Wirtschaft Köln) sowie der 
Journalistin Birgit Marschall (Rheinische Post). Im 
Zusammenhang mit der Euro-Krise und der schwie-

rigen wirtschaftlichen Situation vieler Länder in 
Europa forderte er eine aktive Wachstumspolitik 
und erläuterte die SPD-Positionen hierzu. Durch 
eine Umschichtung von EU-Mitteln sowie eine Fi-
nanztransaktionssteuer könnten Wachstumsimpul-
se ohne zusätzliche Schuldenaufnahme gesetzt 
werden. Die hohe Jugendarbeitslosigkeit müsse 
konsequent bekämpft, der Finanzsektor stärker 
reguliert und an den Kosten beteiligt werden. 

  

→ Die Sendung ist im Internet abrufbar in der Phoenix-Mediathek unter: 
http://www.phoenix.de/content/496389 

   

http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_datei/0,,15552,00.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/091/1709156.pdf
http://www.phoenix.de/content/496389
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„Fraktion vor Ort“ mit Franz Müntefering 

Diskussion über Generationenpolitik zog 150 Gäste an  
Gastredner in der Reihe „Fraktion vor Ort“ der Köl-
ner SPD-Bundestagsabgeordneten war am 29. Mai 
Franz Müntefering. Er ist Sprecher der Projektgrup-
pe „Miteinander der Gene-
rationen“ der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Rund 150 
Besucher kamen zur Dis-
kussion in Deutz über Ge-
nerationenpolitik. 

Der frühere SPD-
Parteivorsitzende und 
Bundesminister erläuterte, 
die Zahl der Erwerbsper-
sonen im Alter von 20 bis 
64 Jahren werde bis 2050 
um mehr als 30 Prozent 
auf etwa 35 Millionen sin-
ken, die Bevölkerung in Deutschland vermutlich von 
heute 82 Millionen auf deutlich unter 70 Millionen. 
Das stelle Gesellschaft und Politik vor große Heraus-
forderungen. 

Er erläuterte einige Aussagen aus einem Papier der 
SPD-Fraktion, das kürzlich unter dem Titel „Das Mit-
einander der Generationen – den Demografischen 
Wandel gestalten“ vorgestellt wurde. Darin werden 
in 17 Punkten Handlungsfelder, Vorschläge und 

Forderungen formuliert, die bei der Bewältigung 
und Gestaltung des demografischen Wandels be-
sonders wichtig erscheinen. 

In der anschließend von 
Martin Dörmann mode-
rierten Talkrunde ging es 
speziell um den Themen-
bereich Arbeit. Kölns DGB-
Vorsitzender Andreas 
Kossiski und Karl Tymister, 
Geschäftsführer im opera-
tiven Bereich der Agentur 
für Arbeit Köln, beleuchte-
ten insbesondere die Fra-
ge, wie der demografische 
Wandel in den Betrieben 
bewältigt und dem abseh-

baren Fachkräftemangel entgegengewirkt werden 
könne. 

Schließlich stellte sich die Diskussionsrunde den 
zahlreichen Fragen aus dem Publikum. Dabei musste 
vor allem Franz Müntefering Rede und Antwort 
stehen – was er gewohnt souverän meisterte. Insge-
samt war es aus Sicht aller Beteiligten ein sehr loh-
nender und informativer Abend. 

 
Diskussionsrunde: Andreas Kossiski, Franz Müntefering, 

Martin Dörmann und Karl Tymister (v.l.) 

 
Franz Müntefering warb in Deutz engagiert für ein  

Miteinander der Generationen 

→ Nähere Infos zum Generationen-Projekt und -Papier der SPD-Fraktion im Rahmen eines Zukunftsdialoges:  

https://zukunftsdialog.spdfraktion.de/_pages/hintergruende/generationen/  

  

https://zukunftsdialog.spdfraktion.de/_pages/hintergruende/generationen/
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Besuchergruppe aus dem Wahlkreis in Berlin 

Einblicke in die Arbeit des Bundestages 
Auf Einladung von Martin Dörmann war Ende Mai 
wieder eine Besuchergruppe aus Köln zu Gast in 
Berlin. Bei der vom Bundespresseamt organisierten 
Fahrt gewann die Gruppe Einblicke in das politische 
Leben der Bundeshauptstadt, besuchte beispiels-
weise den Reichstag, historische Gedenkstätten 
und politische Informationsveranstaltungen. Dies-
mal mit dabei waren Menschen aller Altersgruppen, 

die sich in besonderer Weise ehrenamtlich engagie-
ren, sei es politisch oder in Vereinen.  

Bei der traditionellen Diskussionsrunde mit dem 
Bundestagsabgeordneten wurde wieder eine breite 
Palette von Themen miteinander diskutiert, von der 
Arbeitsweise des Bundestages über die Euro-Krise 
bis hin zu Fragen der Medien- und Netzpolitik. 

 

Artikel für die Fachzeitschrift „pro media“ 

SPD-Bundestagsfraktion erarbeitet Breitbandkonzept im Expertendialog 

Schnelles Internet für alle 
Von Martin Dörmann , MdB 

Ein Dreivierteljahr hat sich die SPD-Bundestagsfraktion 
Zeit genommen, um in monatlichen Workshops mit Fach-
leuten ihr neues Breitbandkonzept zu erarbeiten. Es ver-
folgt drei wesentliche Zielsetzungen: wir wollen endlich 
eine flächendeckende Grundversorgung mit schnellen 
Internetverbindungen umsetzen und dies durch eine 
Universaldienstverpflichtung absichern. Mittelfristig soll 
eine Qualitätsentwicklung mit Geschwindigkeiten von 
mindestens sechs MBit/s realisiert werden. Und schließ-
lich geht es um den schrittweisen Ausbau von Hochge-
schwindigkeitsnetzen, die deutlich höhere Bandbreiten 
ermöglichen und auch den zukünftigen Anforderungen an 
eine moderne Breitbandinfrastruktur gerecht werden. 

Um die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Chancen 
der Digitalisierung voll nutzen zu können, bedarf es einer 
hochleistungsfähigen Breitbandversorgung. Diese sollte 
möglichst flächendeckend umgesetzt werden, damit alle 
Menschen und Regionen am Fortschritt teilhaben kön-
nen. Wer ohne schnelle Internetverbindung ist, droht im 
wahrsten Sinne des Wortes den Anschluss zu verlieren. 

Deutschland bleibt bislang unter seinen Möglichkeiten. 
Die Bundesregierung wird voraussichtlich sämtliche Ziel-
vorgaben ihrer Breitbandstrategie verfehlen. Das Aus-
bauziel einer flächendeckenden Versorgung mit 1 MBit/s 
bis 2010 wurde bereits verpasst. Auch die zweite Mess-
latte droht gerissen zu werden, nämlich die Versorgung 
von 75 Prozent der Haushalte mit mindestens 50 MBit/s 
bis 2014. Der 2. Monitoringbericht zur Breitbandstrategie 
des Bundes stellt ausdrücklich fest, dass „die Ausbauan-
strengungen deutlich zu verstärken“ wären, um das Ziel 
noch zu erreichen.  

Vor diesem Hintergrund hat die SPD-Bundestagfraktion 
ihr bisheriges Breitbandkonzept weiter präzisiert und neu 
erarbeitet. Und zwar in einem intensiven Dialogprozess, 
an dem sich zahlreiche Experten aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verbänden und Gewerkschaften beteiligt haben. 
Das bislang einzigartige Projekt unter dem Titel „Infra-
strukturkonsens“ wird in den nächsten Wochen abge-
schlossen.  

Bei der Breitbandversorgung ist zwischen kurz-, mittel- 
und langfristigen Zielen zu unterscheiden. Eine flächen-
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deckende Grundversorgung sollte nun endlich zeitnah 
realisiert und durch eine europarechtskonforme Univer-
saldienstverpflichtung abgesichert werden. Denn die 
Verfügbarkeit schneller Internetverbindungen ist zum 
unverzichtbaren Bestandteil der medialen und kommuni-
kativen Daseinsvorsorge geworden. Zumindest die Nut-
zung klassischer Internetanwendungen in angemessener 
Qualität muss allen ermöglicht werden. Sie benötigen 
derzeit Bandbreiten von rund 2 MBit/s. Dazu zählen bei-
spielsweise das Abrufen von Informationsangeboten und 
die Nutzung von E-Mail-Diensten, die Teilnahme an sozia-
len Netzwerken oder das Einkaufen im Netz.  

Zur Absicherung der Grundversorgung will die SPD eine 
Universaldienstverpflichtung ins Telekommunikationsge-
setz aufnehmen. Bei der Festlegung einer bestimmten 
Bandbreite müssen wir uns an europarechtliche Vorga-
ben halten. Es gilt deshalb zunächst, die von der Nutzer-
mehrheit verwendete Bandbreite zu ermitteln, weil die 
EU insofern eine Begrenzung vorsieht. Das Instrument 
greift nur für die Basisversorgung. Zudem muss der Uni-
versaldienst technikneutral und unter Minimierung von 
Marktverzerrungen festgelegt werden. Zur Finanzierung 
sehen wir eine Unternehmensabgabe vor, die auf die 
Unternehmen der Branche entsprechend ihren Marktan-
teilen umzulegen ist. 

Während wir bei den Experten bezüglich unserer Be-
standsanalyse und den meisten von uns vorgesehenen 
Maßnahmen auf breite Zustimmung gestoßen sind, leh-
nen betroffene TK-Unternehmen eine Universaldienst-
verpflichtung ab - sicherlich nicht zuletzt wegen der von 
ihnen zu tragenden Umlagekosten. Sie argumentieren mit 
möglichen Wettbewerbsverzerrungen und verweisen auf 
den Ausbau der LTE-Technologie, die doch bis 2013 zu 
einer Versorgungsquote von etwa 99 Prozent führen 
würde.  

Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass angesichts der 
verbleibenden Lücken und Unsicherheiten nur ein gesetz-
liches Sicherheitsnetz die politischen Zielvorgaben ver-
bindlich absichern kann. Hierdurch ist weder mit unver-
hältnismäßigem Aufwand noch mit Marktverzerrungen zu 
rechnen. Denn eine europarechtskonforme Universal-
dienstverpflichtung würde letztlich in einem Restbereich 
„weißer Flecken“ greifen, die eigentlich niemand mehr 
hinnehmen sollte. Sie kann sich faktisch nur auf die Ge-
biete auswirken, in denen ein Zugang mit einer entspre-
chenden Bandbreite nicht vorhanden ist. Wo kein Wett-
bewerb herrscht, kann es aber auch keine Wettbewerbs-
verzerrungen geben. Die gern zitierten einzelnen Bauern-
höfe in Randbereichen könnten kostengünstig durch 
Satellitenangebote versorgt werden, die zwar grundsätz-
lich bundesweit verfügbar sind, aber eben nur für eine 
begrenzte Anzahl von Haushalten.  

Wir müssten über „weiße Flecken“ gar nicht mehr disku-
tieren, wenn den Mobilfunkunternehmen bei der letzten 
Frequenzversteigerung nicht eine LTE-
Versorgungsauflage von lediglich 90 statt 100 Prozent 
vorgegeben worden wäre. Das hat sich im Nachhinein als 
Fehler erwiesen. Bemerkenswerterweise hat die Bundes-

netzagentur in einer kürzlichen Mitteilung ausgeführt, 
eine vollständige Abdeckung hätte damals nicht vorge-
schrieben werden können, weil eine Breitband-
Universaldienstverpflichtung im Telekommunikationsge-
setz nicht vorgesehen sei. Hinter vorgehaltener Hand 
räumen Unternehmensvertreter übrigens durchaus ein, 
die Realisierung eines Universaldienstes mit einer voll-
ständigen Abdeckung von 2 MBit/s wäre für sie letztlich 
durchaus verkraftbar.  

Über die rechtlich abgesicherte Grundversorgung hinaus 
wollen wir eine dynamische Entwicklung ermöglichen, die 
den zunehmenden Bedarf an Bandbreiten berücksichtigt 
und eine digitale Spaltung zwischen Ballungszentren und 
ländlichen Räumen vermeidet. Mittelfristig ist eine flä-
chendeckende Breitbandversorgung von mindestens 6 
MBit/s anzustreben. Mit ihr lassen sich beispielsweise IP-
TV sowie „video-on-demand“-Anwendungen realisieren. 
Zudem kann man hierdurch die Trends zu höheren 
Uploadraten (etwa im Zusammenhang mit Cloud Compu-
ting) und zur Parallelnutzung von Anwendungen in Fami-
lienhaushalten besser berücksichtigen. 

Darüber hinaus brauchen wir den weiteren Ausbau von 
Netzen, die hohe Geschwindigkeiten von 50 MBit/s und 
mehr ermöglichen, da der Bandbreitenbedarf mit neuen 
anspruchsvolleren Anwendungen oder etwa der massen-
haften Nutzung von HD-TV per Internet weiter wachsen 
wird. Dem weiteren Ausbau des Glasfasernetzes zumin-
dest bis zu den Kabelverzweigern und den Mobilfunkan-
tennenstandorten kommt hierbei eine besondere Bedeu-
tung zu. Er ertüchtigt bereits vorhandene Netze und sorgt 
so für einen schrittweise Realisierung höherer Bandbrei-
ten, sowohl im Festnetz- als auch im Mobilfunkbereich. 

Glasfaserausbau ist jedoch sehr kostenintensiv, soweit er 
mit Tiefbauarbeiten verbunden ist. Er rechnet sich in 
vielen Bereichen noch nicht, auch wegen der bislang eher 
begrenzten Bereitschaft der Kunden, für höhere Band-
breiten auch mehr Geld zu zahlen. In unserem Breitband-
konzept sehen wir deshalb eine Vielzahl von Maßnahmen 
vor, um die Rahmenbedingungen für Investitionen nach-
haltig zu verbessern und Wirtschaftlichkeitslücken 
schrittweise zu schließen. Dazu gehören beispielsweise: 
wettbewerbs- und investitionsfreundliche Rahmenbedin-
gungen im Telekom- munikationsgesetz und in der Regu-
lierungspraxis; verstärkte Kooperation von Unternehmen, 
etwa über die Klärung eines „Open-Access“-
Marktmodells; Kostenreduzierungen durch Synergieef-
fekte; bessere staatliche Fördermöglichkeiten sowie eine 
optimierte Abstimmung zwischen, Bund, Ländern und 
Kommunen. 

Deutschland braucht eine aktive Infrastrukturpolitik – 
auch und gerade beim Breitbandausbau. 

Martin Dörmann ist medienpolitischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion und Leiter der Projektarbeitsgruppe 
Telekommunikationsnetze. Der Artikel ist ein Gastbeitrag 
ŦǸǊ Řŀǎ ƳŜŘƛŜƴǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ aŀƎŀȊƛƴ αǇǊƻ ƳŜŘƛŀά ό!ǳǎƎŀōŜ 
6, Juni 2012) 
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Die Qual der Wahl zwischen großen Risiken 
Zur Abstimmung im Bundestag über den Euro-Rettungsschirm ESM und den Fiskalpakt

Liebe Leserinnen und Leser, 

Bundestag und Bundesrat haben jeweils mit deut-
lich mehr als einer Zweidrittelmehrheit die Umset-
zungsgesetze zum Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) und zum Fiskalpakt beschlossen.  

Auch ich habe zugestimmt. Das ist mir nicht leicht 
gefallen. Mit dem ESM übernimmt Deutschland 
zusätzliche Haftungsrisiken in drei-
stelliger Milliardenhöhe. Zusammen 
mit den deutschen Anteilen an der 
ESFS und den ausgezahlten bilatera-
len Hilfen für Griechenland beläuft 
sich der deutsche Anteil an der fi-
nanziellen „Brandschutzmauer“ 
nunmehr auf ein Volumen von rund  
310 Milliarden Euro. 

Das ist eine gewaltige Summe. Als 
Abgeordneter stelle ich mir die Fra-
ge, ob ein solches Risiko überhaupt 
vertretbar sein kann. 

Mit dem ESM sollen zahlungsunfähi-
ge Mitgliedstaaten der Eurozone mit Krediten der 
Gemeinschaft der Euro-Staaten unterstützt werden 
– unter Einhaltung wirtschaftspolitischer Auflagen. 
Der Fiskalpakt soll Ausgabendisziplin sicherstellen 
und sieht hierfür eine von den nationalen Gesetzge-
bern umzusetzende Schuldenbegrenzung in den 
Vertragsstaaten vor, ähnlich der Schuldenbremse in 
unserem Grundgesetz. So soll verhindert werden, 
dass einzelne Staaten sich auf die Solidarität der 
anderen verlassen, ohne selbst solide zu haushalten. 

Ergänzt werden ESM und Fiskalpakt nach den Be-
schlüssen des Europäischen Rates durch einen „Pakt 
für Wachstum und Beschäftigung“. Darin wurden 
zentrale Forderungen des Gemeinsamen Papieres 
aufgenommen, das SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
in intensiven Verhandlungen mit der Bundesregie-
rung als Voraussetzung für unsere Zustimmung zu 
den Umsetzungsgesetzen durchgesetzt hatten. 

Damit können jetzt erstmals wichtige Wachstums-
impulse und eine Beteiligung des Finanzsektors an 
den Kosten zu Überwindung der Krise umgesetzt 
werden. Hervorzuheben sind dabei 

-  dass für die Finanztransaktionssteuer die Ein-
leitung eines Verfahrens zur Verstärkten Zu-
sammenarbeit mit einem Abschluss bis De-
zember 2012 konkret benannt wurde, 

-  dass zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit jeder bzw. jedem Jugendlichen in kurzer 
Frist eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle an-
geboten werden soll, unter Bereitstellung von 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
für befristete Lohnzuschüsse, 

-  und dass über eine finanzielle 
Stärkung der Europäischen Investiti-
onsbank (EIB), eine Initiative für Pro-
jektanleihen sowie eine Ausrichtung 
des nächsten EU-Haushaltes auf 
Wachstum und Beschäftigung zusätzli-
che Investitionen ermöglicht werden. 

Zur Überwindung der Schuldenkrise 
sind neben Strukturreformen in ein-
zelnen Ländern und einer Konsolidie-
rung der Haushalte Wachstumsimpul-
se notwendig, um nicht in einen Teu-
felskreis zu geraten.  

Einen perfekten Königsweg gibt es 
nicht. Und sicherlich sind auf der Strecke die demo-
kratischen Beteiligungsrechte der Parlamente zu 
wahren und schwierige verfassungsrechtliche Frage-
stellungen zu klären – im Zweifel über das Bundes-
verfassungsgericht. Schließlich betreten wir absolu-
tes Neuland. 

Die Alternativen erscheinen jedoch aus heutiger 
Sicht als das größere Übel. Ein Auseinanderbrechen 
des Euro und eine Wiedereinführung der nationalen 
Währungen brächten unkalkulierbare Risiken mit 
sich, die noch weniger zu verantworten wären. Eine 
stark aufgewertete D-Mark und eine tiefe politische 
und wirtschaftliche Krise in Europa würde Deutsch-
land als führende Exportnation besonders treffen 
und unweigerlich zu einer dramatisch anwachsen-
den Arbeitslosigkeit führen. Eine Renationalisierung 
würde zudem das politische Projekt Europa um 
Jahrzehnte zurück werfen.  

Insofern haben wir als Abgeordnete nur die Wahl 
zwischen unterschiedlich großen Risiken. Ein Kom-
mentar in der Süddeutschen Zeitung nannte sie 
„schlimm“ (ESM-Haftung) oder „katastrophal“ (Eu-
ro-Scheitern). Es gibt schönere Alternativen.  
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Personalwechsel im Kölner MdB-Büro 

Claudia Brock folgt auf Renate Dinkelbach 

 
Claudia Brock 

Nach insgesamt 24 Jahren engagierter Tätigkeit für 
die Kölner SPD und Ihre Bundestagsabgeordneten 
ging Renate Dinkelbach Ende Juli in den wohlver-
dienten Ruhestand. Wir wünschen ihr alles Gute und 
bedanken uns herzlich für die tolle Zusammenarbeit! 

Ab 1. August tritt Claudia Brock die Nachfolge als 
Mitarbeiterin im Gemeinschaftsbüro der Kölner 
Bundestagsabgeordneten an. Sie ist Politikwissen-
schaftlerin und war u.a. langjährige Abgeordneten-
mitarbeiterin bei Marc Jan Eumann. Der ehemalige 
Landtagsabgeordnete ist seit 2 Jahren NRW-
Staatssekretär für Bundesangelegenheiten, Europa 
und Medien. Claudia Brock, seit 1986 SPD-Mitglied, 
war viele Jahre in unterschiedlichen Funktionen aktiv 
und ist heute Vorstandsmitglied im rechtsrheini-
schen SPD-Ortsverein Stammheim/Flittard.  

 
„Danke Renate!“ 

Wir verabschieden eine 
tolle Kollegin und Mitarbei-
terin. Am 26. August ab 11 
Uhr im SPD-Parteihaus 
Köln, Magnusstrasse 18b.  

Kölner Christopher Street Day 2012 

SPD mit Schulz, Schneider, Kahrs und Dörmann besonders präsent 
Der diesjährige Kölner CSD Anfang Juli stand unter dem 
Motto „Ja, ich will!“. Damit wurde auf die Forderung 
gezielt, gleichgeschlechtliche Partnerschaften endlich die 
Möglichkeit der Eheschließung einzuräumen, damit diese 
nicht nur gleiche (Unterhalts-) Pflichten, sondern auch 
gleiche Rechte bekommen. Eine Forderung, die auch die 
SPD-Fraktion im Bundestag kürzlich in einem Antrag er-
hob (siehe Bericht auf Seite 9). 

Die SPD war diesmal besonders präsent. Redner bei der 
Abschlusskundgebung am Heumarkt waren EU-
Parlamentspräsident  Martin Schulz, Landesminister 

Guntram Schneider sowie Johannes Kahrs, Beauftragter 
der SPD-Bundestagsfraktion für Schwule und Lesben. Er 
nahm zusammen mit Martin Dörmann an den wichtigs-
ten Veranstaltungen des Wochenendes teil, der wiede-
rum Talkgast auf der Bühne am Alter Markt war. Begleitet 
wurden die beiden von aktiven Kölner Schwusos, an der 
Spitze mit Martin Unkel, Kasten Löffert und Fabian Spies. 
Die SPD-Landtagsabgeordneten Lisa Steinmann, Ingrid 
Hack, Gabriele Hammelrath und Andreas Kossiski sowie 
Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes komplettierten die 
sozialdemokratische Riege bei den Feierlichkeiten. 

 
Talkrunde auf dem Alter Markt 

 
Martin Dörmann, Johannes Kahrs und Martin Schulz 
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Berliner Tagebuch 
Von Martin Dörmann, MdB 

Die Sitzungswoche vom 25. bis 29. Juni 2012: Abstimmungen zu ESM und Fiskalpakt 

Um einen Einblick in die Arbeit eines Abgeordneten in 
Berlin zu geben, schildere ich nachfolgend den Ablauf der 
Sitzungswoche vor der parlamentarischen Sommerpause. 
Wie immer war sie vollgefüllt mit Terminen und Papieren. 
Im Mittelpunkt der Debatten im Plenum, in den Aus-
schüssen und in den Fraktionen standen diesmal die 
anstehenden Entscheidungen zu ESM und Fiskalpakt. 

 

  Montag, 25. Juni 

8:10 Uhr: Flug von Köln nach Berlin. Heute tagt der Beirat 
der Bundesnetzagentur, der Regulierungsbehörde für 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen. Dort bin ich als einer der Vertreter des Bundestages 
Mitglied. 

10:15 Uhr: Vorbesprechung der Beiratsmitglieder von 
SPD, Grünen und Linken. 

11:00 Uhr: Beirat der Bundesnetzagentur. Schwerpunkt 
ist heute der Bereich Energie. Staatssekretär Stefan 
Kapferer informiert zunächst zur geplanten Umsetzung 
der Beschlüsse des Energiegipfels der Bundesregierung. 
Anschließend diskutieren wir mit den von der Bundesre-
gierung berufenen Experten zur Begleitung des 
Monitoringprozesses „Energie der Zukunft“. Außerdem 
geht es um die Netzentwicklungspläne der Übertra-
gungsnetzbetreiber. Insgesamt wird deutlich, dass der 
politische Handlungsdruck enorm groß ist, um die Ener-
giewende erfolgreich bewältigen zu können, insbesonde-
re im Hinblick auf notwendige Investitionen in den Netz-
ausbau und die Bezahlbarkeit von Energie. 

13:00 Uhr: Unterausschuss „Neue Medien“. Zunächst 
diskutieren wir mit Experten über das Thema „Open Da-
ta“. Anschließend gibt der Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. Max Stadler einen Sachstandsbericht zum Leis-
tungsschutzrecht für Presseverleger. Der vom Justizminis-
terium erarbeitete Referentenentwurf wurde in der Öf-
fentlichkeit bereits heftig kritisiert, weil viele eine Ein-
schränkung der Kommunikation im Internet befürchten. 

Auch nach den Ausführungen von Herrn Stadler bleiben 
noch viele Fragen offen. 

15:00 Uhr: Gespräch zum Breitbandausbau. Mit Thürin-
gens Wirtschaftsminister Matthias Machnig und einem 
Experten aus der Telekommunikationswirtschaft spreche 
ich über Handlungsoptionen, die Breitbandversorgung in 
Deutschland deutlich nach vorne zu bringen.   

16:15 Uhr: Bürobesprechung mit meinen Mitarbeitern 
Stefan Stader und Matthias Dahlke. Wir gehen die Sit-
zungswoche durch und klären einige Terminanfragen. 

17:00 Uhr: Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion. Disku-
tiert werden insbesondere die Verhandlungsergebnisse 
und anstehenden Entscheidungen zum europäischen 
Rettungsschirm ESM sowie zum Fiskalpakt.  

19:30 Uhr: Informationsabend über rechtliche Fragestel-
lungen zum Fiskalpakt. Mit zwei Rechtsprofessoren sowie 
zuständigen Vertretern des Bundesfinanzministeriums 
debattiert die SPD-Fraktion, ob der Fiskalpakt verfas-
sungsrechtlich bedenklich ist, insbesondere im Hinblick 
auf die vom Bundesverfassungsgericht in seiner Recht-
sprechung besonders betonte Budgethoheit des Deut-
schen Bundestages. Mit dem Fiskalpakt wird ein völker-
rechtlicher Vertrag geschlossen, der die Beitrittsländer 
dazu verpflichtet, die vereinbarte Schuldengrenze verfas-
sungsrechtlich abzusichern. Die eingeladenen Experten 
hatten im Ergebnis keine juristischen Bedenken. Aller-
dings hätte man sich gewünscht, dass auch Experten 
eingeladen gewesen wären, die diesbezüglich eine ande-
re Ansicht vertreten, damit man die vorgetragenen Ar-
gumente noch besser gewichten kann.    

21:15 Uhr: Ich erledige meine Lebensmitteleinkäufe für 
die Woche. Ganz in der Nähe meiner (Zweit-) Wohnung in 
Berlin gibt es einen Laden, der bis 24 Uhr geöffnet hat. 

  Dienstag, 26. Juni  

8:00 Uhr: Koordinierungsrunde. Wie in jeder Sitzungswo-
che stimmen sich die Sprecher aus den Bereichen Recht, 
Innen, Kultur und Medien zu aktuellen Themen ab. Einge-
laden wird die Runde durch die zuständige stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende Christine Lambrecht. Diesmal 
stehen auf der Tagesordnung Berichte zu den Projekten 
Kreativpakt und Integration, sowie zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der bundesweiten Durchsuchung 
radikalislamischer Organisationen.  

09:30 Uhr: SPD-Arbeitsgruppe Wirtschaft und Technolo-
gie. Mit Experten aus der Wirtschaft diskutieren wir zu-
nächst über die anstehende Novellierung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Dann wäh-
len wir unseren früheren Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee zum neuen Sprecher der Arbeitsgruppe. 
Die Wahl wurde nötig, weil unser bisheriger Sprecher 
Garrelt Duin von Hannelore Kraft zum neuen Wirt-
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schaftsminister in NRW ernannt wurde. Schließlich berei-
ten wir die anstehende Ausschusssitzung vor und disku-
tieren über einige Antragsentwürfe der SPD-Fraktion.  

12:00 Uhr: Gespräch der NRW-Landesgruppe mit Martin 
Schulz. Der Präsident des Europäischen Parlaments be-
richtet von seinen Gesprächen zur Euro-Krise und gibt 
einen Überblick über den 
derzeitigen Verhandlungs-
stand auf europäischer Ebene. 
Wir sind uns einig, dass man 
letztlich nur die Wahl zwi-
schen unterschiedlich großen 
Übeln hat. Das Größere wäre 
aus heutiger Sicht das Zusam-
menbrechen der gemeinsa-
men Währung, weil Deutsch-
land wirtschaftlich in besonde-
rer Weise nachteilige Folgen zu befürchten hätte.   

13:30 Uhr: Büro. Ich sichte inzwischen eingegangenen 
eMail-Verkehr und neue Post. 

14:00 Uhr: Sitzung der SPD-Bundestagsfraktion. Wir 
nehmen uns drei Stunden Zeit, um über die Ende der 
Woche geplanten Abstimmungen zum ESM sowie den 
Fiskalpakt zu diskutieren. Es werden kritische Fragen 
gestellt, einige Abgeordnete haben Zweifel, ob ESM und 
Fiskalpakt der richtige Weg sind, insbesondere auch unter 
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten. Der Kollege Dr. 
Peter Danckert kündigt nach Verabschiedung einen Gang 
nach Karlsruhe an.  

 

Die Mehrzahl der Redner spricht sich für eine Zustim-
mung aus, sofern die mit der Bundesregierung ausgehan-
delten Punkte umgesetzt werden, also die von der SPD-
Fraktion stets geforderte Finanztransaktionssteuer sowie 
ein Wachstumspaket auf europäischer Ebene. SPD-
Parteivorsitzender Sigmar Gabriel hält ein leidenschaftli-
ches Plädoyer und verweist auf die vom Parteivorstand 
und Parteikonvent beschlossenen Positionen. Am Ende 
wird das von der SPD erzielte Verhandlungsergebnis bei 
nur einer Gegenstimme einhellig gebilligt. Das Abstim-
mungsverhalten der Fraktion soll aber erst in einer Son-
dersitzung am Freitag festgelegt werden, wenn die Be-
schlüsse auf europäischer Ebene gefallen sind. Insgesamt 
war die Debatte in der Fraktion sehr offen, argumentativ 
und auf hohem Niveau. Wir ringen alle um die richtigen 
Lösungen und Positionen und sind uns unserer großen 
Verantwortung bewusst.   

17:30 Uhr: Steuerungsgruppe Infrastrukurkonsens. Ein 
von mir als Leiter der Projektarbeitsgruppe verantworte-
tes Papier zum Breitbandausbau wird ohne Änderungen 
angenommen und soll nach der Sommerpause in der 
Fraktion endgültig so verabschiedet werden. Zudem brin-
gen wir ein Dialogpapier zum Thema Luftverkehr auf den 
Weg, das mit Fragestellungen versehen ist und zunächst 
insbesondere mit der Fachöffentlichkeit debattiert wer-
den soll.  

19:30 Uhr: Hoffest der SPD-Fraktion. Am Haus der 
Kulturen, landläufig „Schwangere Auster“ genannt, feiern 
wir unser traditionelles Fets vor der Sommerpause. 
Abgeordnete, Mitarbeiter/innen, viele Sozialdemokraten 
aus den Ländern und andere Gäste tauschen sich aus. 
Neben dem Euro bietet die Fußball-EM reichlich 
Gesprächsstoff. Mit Hamburgs Bürgermeister Olaf Scholz 
rede ich über einige Medienthemen, da er im SPD-
Parteivorstand für diesen Bereich zuständig ist. Er sagt zu, 
im nächsten Jahr zu einer gemeinsamen Veranstaltung 
nach Köln zu kommen.   

  Mittwoch, 27. Juni  

8:00 Uhr: Büro. Ich bereite die heutigen Sitzungen vor, 
insbesondere die anstehende Anhörung im Wirtschafts-
ausschuss zu den Themen Pressefusionsrecht und Presse-
Grosso. Hierzu sind von den eingeladenen Sachverständi-
gen bereits schriftliche Stellungnahmen eingegangen.  

9:30 Uhr: Obleuterunde Wirtschaftsausschuss. Beraten 
werden die heutigen Ausschusssitzungen sowie einige 
nach der Sommerpause anstehende Termine. An der 
Runde des Vorsitzenden mit den Obleuten bzw. Spre-
cher/Innen der Fraktionen nehme ich als stellvertreten-
der Ausschussvorsitzender teil. 

 

10.00 Uhr: Ausschuss für Wirtschaft und Technologie. Im 
Mittelpunkt stehen die Beratungen zum ESM und Fiskal-
pakt. Zudem sprechen wir mit dem Präsidenten der Deut-
schen Bundesbank Dr. Jens Weidmann über die Auswir-
kungen der Krise auf Deutschland und seine Einschätzung 
der getroffenen und möglichen Krisenbewältigungsmaß-
nahmen. 
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12:30 Uhr: Regierungserklärung zum Europäischen Rat 
am 28./29. Juni in Brüssel durch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel mit anschließender Debatte im Plenum. Unser 
Hauptredner Frank-Walter Steinmeier kritisiert die Kanz-
lerin, weil sie den Menschen immer noch nicht reinen 
Wein zur kritischen Lage in Europa einschenke. Ange-
sichts mancher Fehldiagnosen und Schulmeistereien 
stelle sich die Bundesregierung als Teil des Problems und 
nicht als dessen Lösung dar. Konsolidierung sei notwen-
dig, hierzu gehörten aber neben Sparprogramme auch 
Wachstumsimpulse. Für die SPD werde der Fiskalpakt 
erst durch ein Wachstumspaket zustimmungsfähig, das 
inzwischen von der SPD durchgesetzt werden konnte, 
weil für die Verabschiedung eine Zweidrittelmehrheit 
notwendig sei.  

14:30 Uhr: Anhörung zur GWB-Novelle im Wirtschafts-
ausschuss. Als Berichterstatter der SPD-Fraktion bin ich 
zuständig für die Fragen an die eingeladenen Sachver-
ständigen zum 1. Block, in dem die Themen Pressefusi-
onsrecht und Presse-Grosso behandelt werden. 

17:00 Uhr: Büro. Ich diktiere Antworten zu einigen einge-
gangenen Anfragen. 

20:00 Uhr: Parlamentarischer Abend des Flughafens 
Köln/Bonn. Eingeladen zu dem von mir mit organisierten 
Gespräch mit der Flughafenleitung waren die Abgeordne-
ten aller Fraktionen aus Köln und den benachbarten 
Wahlkreisen. Michael Garvens,  Vorsitzender der Ge-
schäftsführung, erläuterte zunächst die wirtschaftliche 
Situation des Flughafens sowie die Maßnahmen, die der 
Flughafen für einen verstärkten Lärmschutz ergreift. In 
der Diskussion wurde hierzu insbesondere die Frage ver-
tieft, inwieweit ein Nachtflugverbot für Passagierflugzeu-
ge zu einer wahrnehmbaren Entlastung der Anwohner 
führen könnte. Die Flughafenleitung gibt zu bedenken, 
dass man sich aus wirtschaftlichen Gründen dann wohl 
um eine Ausweitung des Frachtflugs in der Nacht bemü-
hen müsste, was im Ergebnis wegen der lauteren Ma-
schinen eher zu einer Mehrbelastung führen könnte. 
Diese und andere Fragen wurden in der Diskussion ver-
tieft beraten, die insgesamt dreieinhalb Stunden dauerte! 
Alle Beteiligten waren sich am Ende einig, dass man den 
Dialog fortsetzen müsse.    

  Donnerstag, 28. Juni 

8:00 Uhr: SPD-Arbeitsgruppe Luft- und Raumfahrt. Mit 
der Führungsspitze des Bundesverbandes der Deutschen 
Luft- und Raumfahrtindustrie (BDLI) erörtern wir, welche 
Weichenstellungen die im November anstehende Minis-
terratskonferenz der Europäischen Weltraumbehörde 

(ESA) bringen sollte. Diese werden auch erhebliche Aus-
wirkungen auf den Raumfahrtstandort Deutschland ha-
ben. 

9:30 Uhr: Büro. Zum ersten Mal in dieser Woche habe ich 
ein wenig Luft, um einige Telefongespräche zu führen. 
Zudem liegt ein dicker Stapel von Vorgängen auf meinem 
Schreibtisch, nicht nur zu meinen Schwerpunktthemen 
Wirtschaft, Medien und Netzpolitik. Damit werde ich 
noch einige Tage beschäftigt sein. Insbesondere zur Euro-
krise haben mich zahlreiche Zuschriften besorgter Bürge-
rinnen und Bürger erreicht. Bei anderen Anfragen geht es 
beispielsweise um Datenschutzfragen oder um eher per-
sönliche Anliegen und Probleme. Von einer Sommerpau-
se bin ich noch ein gutes Stück entfernt.   

 

13:00 Uhr: Gesprächsrunde „Neue Raumfahrt“. Zusam-
men mit meinen Fraktionskollegen Wolfgang Tiefensee 
und Carsten Sieling spreche ich mit Raumfahrtexperten 
über neue Projekte, die im deutschen Interesse auf euro-
päischer Ebene umgesetzt werden sollten. Insofern dient 
das Gespräch der Vertiefung der bereits am Vormittag 
aufgeworfenen Fragestellungen hinsichtlich der nächsten 
ESA-Ministerkonferenz. Es ist verabredet, dass ich nach 
der Sommerpause ein überfraktionelles Informationsge-
spräch mit ESA-Chef Jean-Jacques Dordain in Berlin or-
ganisiere.  

14:45 Uhr: Namentliche Abstimmung zu „UNIFIL“. Mit 
der SPD-Fraktion stimme ich der Fortsetzung der Bun-
deswehrbeteiligung am UN-Einsatz im Libanon zu.  

 

15:15 Uhr: Runder Tisch Presse-Grosso. Das Bundeswirt-
schaftsministerium hat neben den zuständigen Berichter-
stattern aus den Fraktionen Vertreter des Presse-Grosso 
und der beteiligten Verlage eingeladen, um auszuloten, 
ob ein gemeinsam getragener Branchenkompromiss noch 
möglich ist oder ob es einer gesetzlichen Absicherung des 
Presse-Grosso bedarf. Am Ende des Gespräches werden 
die Beteiligten aufgefordert, über die Sommerpause eine 
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gemeinsam getragene Lösung zu finden. Andernfalls 
werden die Fraktionen eine gesetzliche Verankerungen 
noch im Rahmen des derzeitigen Gesetzgebungsverfah-
rens im Rahmen zur GWB-Novelle anstreben. Zu den 
damit verbundenen schwierigen Rechtsfragen habe ich 
für die SPD-Fraktion die Expertise eines renommierten 
Kartellrechtlers  eingeholt, die ich dem Ministerium sowie 
den anderen Fraktionen zur Verfügung stellen werde. Wir 
sitzen uns nachhaltig für eine Sicherung des Presse-
Grosso-Systems ein, da diese die Überall-Erhältlichkeit 
von Presseerzeugnissen - auch kleinerer Verlage - und 
damit die Medienvielfalt sicherstellt.   

17:15 Uhr: Namentliche Abstimmungen. Mit der SPD-
Fraktion stimme ich für einen SPD-Antrag sowie einen 
Gesetzentwurf der Grünen, die auf die Einführung der 
Ehe für gleichgeschlechtliche Personen abzielen. Für die 

SPD-Fraktion hält unser 
Beauftragter für Schwule 
und Lesben Johannes 
Kahrs ein leidenschaftli-
ches Plädoyer, diesen 
Personenkreis nicht nur 
mit gleichen Pflichten, 
sondern auch mit glei-
chen Rechten auszustat-
ten. Ich freue mich schon 
darauf, dass Johannes in 
der nächsten Woche drei 

Tage in Köln zu Gast sein wird. Gemeinsam nehmen wir 
dort an den CSD-Veranstaltungen teil.   

18:30 Uhr: Büro.  

18:45 Uhr: Plenardebatte zur Situation des Mittelstands. 
Beraten wird unter anderem ein Antrag der SPD-Fraktion, 
der auf eine Verbesserung der Finanzierungsbedingungen 
des Mittelstands abzielt.   

20:45 Uhr: Fernsehübertragung des EM-Halbfinales. Kon-
sequente Italiener schicken unsere Löw-Jungs mit 2:1 
nach Hause, die heute einfach zu uninspiriert und ängst-
lich agieren. Die deutsche Aufstellung war auch nicht 
optimal. Schade.  

  Freitag, 29. Juni 

7:30 Uhr: Wohnungsputz. Muss auch mal sein.  

9:30 Uhr: Büro. Den Vormittag verbringe ich fast aus-
schließlich mit dem Diktieren einiger Schreiben. Zwi-
schendurch nehme ich an der namentlichen Abstimmung 
zum von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung teil, den wir 
als SPD-Fraktion ablehnen, weil er den Herausforderun-
gen in keiner Weise gerecht wird.   

13:00 Uhr: Bürobesprechung. Zusammen mit meinem 
Mitarbeiterteam komme ich endlich dazu, aufgelaufene 
Rückfragen zu klären und weitere Projekte und Termine 
in der Sommerpause abzustimmen.  

15:30 Uhr: Sitzung der SPD-Bundestagsfraktion. Zunächst 
gibt unser Fraktionsvorsitzender Frank-Walter Stein-
meier einen Überblick darüber, was in den letzten beiden 
Tagen auf europäischer Ebene ausgehandelt wurde. An-

schließend diskutieren wir ausführlich unsere Bewertung 
und unser Abstimmungsverhalten zum ESM sowie zum 
Fiskalpakt. Martin Schulz ist gekommen und wirbt um 
Zustimmung. Mit großer Mehrheit folgt die Fraktion die-
sem Votum. 

 

16:45 Uhr: Sitzung der SPD-Arbeitsgruppe Wirtschaft und 
Technologie. Da zwei Mitglieder der AG ausgeschieden 
sind und durch neue Kollegen ersetzt werden, müssen 
insofern deren Berichterstatterthemen formell neu fest-
gelegt werden.  

 

17:00 Uhr: Regierungserklärung durch Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zur Schaffung einer Stabilitätsunion. 

17:20 Uhr: Plenardebatte zu ESM und Fiskalpakt 

Zwischendurch setze ich mich kurz mit den Fraktionskol-
legen aus der Region Mittelrhein zusammen. Wir spre-
chen über anstehende Verkehrsplanungen in unseren 
Wahlkreisen und wie wir diese auf Landes- und Bundes-
ebene nach vorne bringen können.  

21:00 Uhr: Namentliche Abstimmungen über die Begleit-
gesetze zu ESM und Fiskalpakt. Sie werden jeweils mit 
deutlicher Zweidrittelmehrheit verabschiedet. Auch ich 
stimme zu, wenn auch schweren Herzens. Die finanziellen 
Risiken für Deutschland sind sehr groß. Aber es fehlen 
bessere Alternativen. 

22:00 Uhr: Sitzungsende. Der Bundestagspräsident weist 
auf mögliche Sondersitzungen in der Sommerpause hin 
und merkt abschließend scherzhaft an: „Für Ihre Urlaubs-
planung: Schwimmen Sie nicht zu weit raus und behalten 
Sie Ihr Handgepäck immer griffbereit.“ (Nachtrag: mich 
erwischte es am 19. Juli auf Mallorca.) 

Ich fahre in die Wohnung und fliege am nächsten Morgen 
zurück nach Köln. Im Wahlkreis stehen wie üblich einige 
Wochenendtermine an.  
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Interview mit dem Kölner Stadt-Anzeiger (Auszug) 

„Der Bahnknoten Köln ist ein Nadelöhr“
Welche Aufgaben haben Sie in Berlin übernom-
men? 

Meine Arbeitsschwerpunkte sind Wirtschafts-, Me-
dien- und Netzpolitik. Ich bin medienpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion und stellvertretender 
Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses. 

Inwieweit geht es dabei auch um Kölner Themen? 

Da ist zum Beispiel die Raumfahrt, für die ich inner-
halb der meiner Partei zuständig bin. Das Deutsche 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt gehört zu den 
herausragende Forschungseinrichtung. Ich helfe 
dabei, dass für Aufgaben ausreichend Haushaltsmit-
tel zur Verfügung gestellt werden. Schließlich geht 
es um Innovationen mit großen wirtschaftlichen 
Auswirkungen. 

Und inwieweit ist Köln von Entwicklungen bei der 
Netzpolitik betroffen? 

Was die Infrastruktur angeht ist Köln vergleichswei-
se gut aufgestellt. Denn ein städtisches Unterneh-
men baut hier sukzessive ein eigenes Glasfasernetz 
auf, das höhere Bandbreiten, also mehr Datenmen-
gen in kürzeren Zeit erlaubt. Der Breitbandausbau 
hat ein riesiges Investitionspotenzial. Ich bin froh, 
dass ein Kölner Unternehmen sich daran beteiligt 
und davon profitiert. 

Woran hapert es denn Ihrer Meinung nach in Köln? 

Ein besonderes Nadelöhr ist der Bahnknoten Köln. 
Hier brauchen wir so etwas wie ein Projekt „Köln 
21“. Die Schieneninfrastruktur muss so ausgebaut 
werden, dass sie die weiter zunehmenden Verkehre 
aufnehmen kann und sich Personen- und Güterver-
kehr nicht gegenseitig behindern. Dann kann auch 
die Taktfrequenz verkürzt werden, wovon gerade 
der Porzer Nahverkehr profitieren würde. Das hängt 
übrigens nicht nur von Entscheidungen der Bahn ab, 
sondern auch von der Politik. Den die muss letztlich 
der Bahn die notwendigen finanziellen Mittel zur 
Verfügung stellen. 

Was bewegt die Gemüter der Parlamentarier zur 
Zeit am meisten? 

Das ist sicher die Bewältigung der Staatsschulden-
krise und die Zukunft des Euros. Der Parlamentsbe-
trieb wird davon zu mindestens einem Drittel be-
herrscht. Die Euro-Debatte macht uns mehr und 
mehr Bauchschmerzen. Denn alle Optionen bergen 
große Risiken für unseren Wohlstand. Einen Kö-
nigsweg können uns bislang auch die Experten nicht 
weisen. 

Und wenn Sie in Köln sind, was machen sie dann? 

Gerade läuft meine traditionelle Sommertour, mit 
vielen Besuchen von Unternehmen und Einrichtun-
gen. Auch ansonsten sind die sitzungsfreien Wochen 
in Köln immer voll durchgeplant. Dazu gehören die 

Bürgersprechstunden, bei denen es zum Beispiel 
darum geht, auf politische Sorgen einzugehen oder 
bei Problemen mit Behörden zu helfen. Außerdem 
verlassen mich die Berliner Themen auch in meiner 
Heimatstadt nicht. Ich bearbeite täglich Dutzende 
von E-Mails, beantworte Presseanfragen und 
schreibe Texte für die nächste Sitzungswoche.  

Sie waren für kurze Zeit auch Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss. Was glauben Sie, wie sich der 
Bundeswehrstandort Wahn in den kommenden 
Jahren entwickeln wird? 

Durch die Bundeswehrreform werden auch in Köln 
Dienstposten verloren gehen. Die Luftwaffenkaser-
ne Wahn bleibt aber die größte ihrer Art in Deutsch-
land. Ich habe kürzlich mit dem Kasernenkomman-
danten gesprochen, der die Einschätzung hat, die 
Reduzierungen seien letztlich verkraftbar. Wichtig 
wird aber sein, die notwendigen Mittel zu bekom-
men, damit beispielsweise die Kaserne den Planun-
gen entsprechend umgestaltet werden kann. 

Sie sind Rechtsanwalt. Was hat Sie zur Politik ge-
bracht? 

Ich bin 1979 mit 16 Jahren Mitglied der Jusos ge-
worden. Das war damals eine hochpolitische Zeit, 
vor allem mit den Friedensmärschen und den Anti-
AKW-Kampagnen. Später war ich Mitglied der Be-
zirksvertretung Rodenkirchen und ein Jahrzehnt 
lang stellvertretender Vorsitzender der Kölner SPD. 
Näher an die Bundespolitik hat mich meine Tätigkeit 
als Mitarbeiter in den Abgeordnetenbüros von Anke 
Fuchs und Renate Schmidt gebracht. Da habe ich es 
als konsequent empfunden, 2002 erstmals für den 
Bundestag zu kandidieren. 

Macht die Arbeit noch Spaß? 

Ja, jedenfalls überwiegend. Einerseits ist es ein 
Stressjob mit 70-Stunden-Woche, der insofern nicht 
unbedingt vergnügungssteuerpflichtig ist. Auf der 
anderen Seite kann man mitgestalten, kommt mit 
Menschen zusammen und wird täglich neu heraus-
gefordert. 

Was frustriert Sie am meisten? 

Wir sind als Abgeordnete immer stärker ins Tages-
geschäft und in Terminverpflichtungen eingebun-
den. In einer sich beschleunigenden Gesellschaft 
haben wir meist zu wenig Zeit, um grundlegende 
Fragen wirklich tief zu reflektieren. Gerade ange-
sichts der komplexen Entscheidungsprozesse im 
Bund, in Europa oder in einer Fraktion fühlt man 
sich manchmal schon eher als ein kleines Rädchen 
im Getriebe, das funktionieren muss. 

Das Interview führten Roland Schriefer und Michael 
IŜŜƎΦ 9ǎ ƛǎǘ ŜǊǎŎƘƛŜƴŜƴ ƛƳ αKölner Stadt-Anzeiger“ 
vom  14. August 2012 (Ausgabe Porz).  
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Erfolgreiche „Themenwoche gegen Rechts“ der Kalker SPD  

Diskussionen mit Prof. Frank Decker und NRW-Innenminister Ralf Jäger

Mit großem Zuspruch haben die SPD im Stadtbezirk 
Kalk sowie die SPD-Bezirksfraktion Anfang Septem-
ber ihre „Themenwoche gegen Rechts“ durchge-
führt. Ziel war es, auf zwei Veranstaltungen unter-
schiedliche Aspekte zu beleuchten: mit dem be-
kannten Politikwissenschaftler Prof. Frank Decker 
aus Bonn einen wissenschaftlichen und mit NRW-
Innenminister Ralf Jäger einen politikpraktischen.  

Hintergrund waren nicht zuletzt die noch in schlech-
ter Erinnerung gebliebenen Aufmärsche der „pro 
Köln“-Bewegung Anfang des Jahres in Kalk. Immer 
wieder im Fokus stand die Frage nach dem Umgang 
einer demokratischen und freiheitsliebenden Zivil-
gesellschaft mit rechten, demokratie– und men-
schenfeindlichen Ideologien.  

Der Innenminister wies auf die jüngsten Verbote 
rechtsextremistischer Kameradschaften in NRW hin, 
welche für vielerlei Straftaten Verantwortung tra-
gen. Durch das Verbot können ihnen Mittel und 
Wege abgegraben werden, doch würden Verbote 
allein nicht das Übel an der Wurzel bekämpfen. Dies 
könne nur mit konsequenter Aufklärungsarbeit ge-
leistet werden. Außerdem solle der Verfassungs-
schutz so reformiert werden, dass es zu einer besse-
ren Vernetzung zwischen den einzelnen Behörden 

führt und eine breite gesellschaftliche Akzeptanz 
wieder hergestellt werden kann.  

Prof. Decker empfahl als Bekämpfungsstrategie 
„eine Mischung aus Repression, gutem Regieren 
und gesellschaftlicher Aufklärung“. Die SPD in Kalk 
möchte mit der Themenwoche einen Aufschlag lie-
fern, um für einen bunten und toleranten Stadtbe-
zirk einzustehen. 

 

Diskutierten in Kalk über politische Strategien zur  
Bekämpfung von Rechtsextremismus:  

Prof. Frank Decker, Stadtbezirksvorsitzender  
Marco Pagano und Martin Dörmann 

„Forum Bundespolitik“ 

Veranstaltung mit Prof. Paul Welfens zur Zukunft des Euro 
Die Kammeroper in Rodenkirchen war gut besucht: 
über 60 Personen folgten der Einladung von Martin 
Dörmann und Tine Hördum zur gemeinsamen Ver-
anstaltung des „Forums Bundespolitik“ und des 
Europaforums der KölnSPD. Gast war Ökonom Prof. 
Dr. Paul J.J. Welfens vom Institut für internationale 
Wirtschaftsbeziehungen an der Uni Wuppertal.  

Zum Veranstaltungsthema „Die Zukunft des Euro“, 
zugleich Titel seines kürzlich erschienen Buches, 
stellte Welfens fest: „Die Krise des Euros betrifft 
nicht nur uns in Europa.“ Er erläuterte, dass es eine 
Verbindung zwischen der Bankenkrise 2008 in Ame-
rika, England und in der EU sowie der Staatsfinan-
zierungskrise sowie einer möglichen Rezession gebe.  

Seine Hauptbefunde fasst Welfens wie folgt zu-
sammen: Die Euro-Krise sei ernster Natur, jedoch 
wäre auch eine Dramatisierung falsch, sogar gefähr-
lich. Die Krise wäre vorhersehbar gewesen und es 
hätte ein besseres Krisenmanagement geben müs-
sen. Die Impulse aus den Vereinigten Staaten seien 
eher negativ, die Eurozone bleibe in Rezessionsge-
fahr. 

Die bisherigen Bestrebungen der Bundesregierung 
reichen laut Welfens nicht aus, der Krise sinnvoll 
gegenüber zu treten. Es bedürfe umfassender Struk-
turreformen, um zum Beispiel den Krisenländern 
wie Griechenland stärker zu helfen. So sollte Grie-
chenland - wie auch Polen und Tschechien in der 
Vergangenheit - stärkere und schnellere Privatisie-

rungsanstrengungen unternehmen. Die Reformauf-
gaben sollten nicht aus den Augen verloren werden. 

Möglich wäre dies mit einer Volatilitätssteuer auf 
Eigenkapitalrendite. Auch EZB-Euro-Anleihen rech-
net Professor Welfens zu den wichtigen und drin-
genden Maßnahmen, um der Krise zu begegnen. 

Gegen Spekulationen auf den Finanzmärkten sei 
nichts einzuwenden, nur müsse für den Anleger klar 
sein, wo er sein Geld lasse. Welfens: „Dann müssen 
die Häuser eben zwei Eingänge haben, über dem 
einen steht dann „Bank“, über dem anderen „Casi-
no“. 

 

Prof. Paul Welfens und Martin Dörmann diskutierten 

über Wege aus der Staatsschuldenkrise 
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Begegnungen zwischen Dom und Wahner Heide 

Martin Dörmann besuchte in der parlamentarischen Sommerpause wieder 
zahlreiche Einrichtungen und Unternehmen im Wahlkreis 
Seit Beginn seiner Abgeordnetentätigkeit vor 10 
Jahren nutzt Martin Dörmann traditionell die par-
lamentarische Sommerpause für Bürgergespräche 
und Besuche von Unternehmen und Einrichtungen 
in seinem Wahlkreis. Nachfolgend geben wir einen 
kleinen Einblick in einige der diesjährigen Termine.  

 

Köln Bonn Airport 

Zusammen mit der für das Thema Flughäfen zustän-
digen Berichterstatterin der SPD-Bundestagsfraktion 
Kerstin Lühmann, MdB besuchte er den Köln Bonn 
Airport. In Gesprächen mit der Flughafenleitung, 
darunter Airportchef Michael Garvens, dem Be-
triebsrat sowie führenden Vertretern von UPS, 
machten sich die beiden Abgeordneten ein Bild von 
der aktuellen wirtschaftlichen Situation sowie den 
Lärmschutzmaßnahmen des Flughafens. Begleitet 
wurden sie vom SPD-Landtagsabgeordneten Jochen 
Ott, dem Porzer Bezirksbürgermeister Willi Stadoll 
sowie Christian Joisten, Vorsitzender der SPD-
Fraktion in der Bezirksvertretung Porz.  

 

Gespräch mit dem Flughafen-Betriebsrat 

 

 
Führung mit Besuchergruppe im Europäischen  

Astronautenzentrum der ESA 

Zusammen mit Bürgerinnen und Bürgern aus dem 
Wahlkreis fand erneut ein Besuch des Zentrums für 
Luft und Raumfahrt statt. Stationen des umfangrei-
chen Programms waren diesmal das Europäische 
Astronautenzentrum, der Sonnenofen, das Nutzer-
zentrum für Weltraumexperimente sowie weitere 
Institute. 

 
Altstadtrundgang „Kölner Märchen und Sagen“ 

Einen Spaziergang der besonderen Art durch die 
Kölner Altstadt bot der Rundgang „Kölner Märchen 
und Sagen“ unter Führung des Porzer Bezirksbür-
germeisters Willi Stadoll. 

Ernster ging es beim Besuch der Luftwaffenkaserne 
Wahn zu. Kasernenkommandant Herfried Martens 
und der Standortälteste Günter Giesa erläuterten 
zunächst die Auswirkungen der Bundeswehrreform 
auf den Standort. Anschließend sprach Martin 
Dörmann mit Bundeswehrsoldaten über ihren Ein-
satz in Afghanistan. Dabei beeindruckten ihn das 
große Engagement und die hohe Identifikation der 
Soldaten mit dem Land und ihrem Auftrag. Ange-
sichts der geschilderten Probleme, gerade auch für 
die Einsatzkräfte, sah er sich in der Einschätzung 
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bestätigt, dass eine geordnete Abzugsperspektive 
der richtige Weg ist. 

 
Diskussion in der Kaserne Wahn zum Afghanistaneinsatz 

mit Bundeswehrsoldaten und Willi Stadoll  

Dem Thema Wirtschaft widmete er sich bei Besu-
chen ortsansässiger Unternehmen. So traf sich Mar-
tin Dörmann in Westhoven mit dem Generaldirektor 
für Peugot und Citroën Olivier Dardart und in Eil mit 
dem Regionalleiter der REWE Group GmbH, Joachim 
Ax. Bei den Gesprächen mit weiteren Firmenvertre-
tern ging es sowohl um branchenrelevante Themen 
als auch um die Bedeutung der beiden Unterneh-
menssitze für Porz und die Stadt Köln. 

Da sich Martin Dörmann vor einigen Jahren vorge-
nommen hat, nach und nach das gesamte Natur-
schutzgebiet der Wahner Heide zu durchwandern, 
startete in diesem Sommer die 4. Etappe zusammen 
mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern. Wie 
immer unter fachkundiger Führung des Journalisten 
Jürgen Schumann, einem ausgewiesenen Heide-
kenner und Dokumentarfilmer. Nach Nord-, Wolfs- 
und Südheide ging es in diesem Jahr in die Ostheide.  

 

Heide-Wanderung mit Jürgen Schumann 

Die Route bildete den Abschluss des Sommerpro-
gramms. Insgesamt brachten die Begegnungen wie-
der viele neue Erkenntnisse und Kontakte für die 
weitere Arbeit als Abgeordneter. 

 

Besuch im schwul-lesbischen Jugendzentrum „anyway“ 

Beim Besuch im schwul-lesbischen Jugendzentrum „anyway“ berichteten mehrere ehrenamtlich tätige Ju-
gendliche sowie Leiter Thomas Haas und Jürgen Piger (Beauftragter für HIV Prävention für schwule Jugend-
liche) von ihrem Alltag im Umgang mit homosexuellen Jugendlichen. Vorgestellt wurden hierbei mehrere 
besondere Projekte, darunter ein Email-Beratungsservice von Jugendlichen für Jugendliche, das Medien-
projekt „JuLiAn – junge.liebe.anders“ und das Fußballteam „Hot Shots“. 
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ĂIntegration geht uns alle anñ: Diskussion mit Aydan ¥zoĵuz, MdB

Die Reihe „Fraktion vor Ort“ der Kölner SPD-
Bundestagsabgeordneten stand Ende August in Deutz 
unter dem Motto „Zukunftsdialog Integration“. Gastred-
nerin zu diesem Thema war die integrationspolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Aydan Özoğuz, 
die zugleich stellvertretende Bundesvorsitzende der SPD 
ist. 

Nach einer gewohnt launigen 
Eröffnung durch Prof. Karl 
Lauterbach erläuterte Aydan 
Özoğuz zuerst einmal einige  
Zahlen und Fakten. Von den 
knapp 82 Mio. Einwohnern 
Deutschlands haben mittler-
weile etwa 19 Prozent Bürger 
einen Migrationshintergrund. 
Kamen im Jahre 2010 noch die 
meisten Menschen aus der 
Türkei neu hinzu, waren Polen 

und Rumänien die Spitzenreiter 2011. Aber auch die 
Schulden- und Finanzkrise in der EU zeichnet sich deutlich 
in den Zuwanderungszahlen ab. So kamen 2011 rund 90% 
mehr Einwanderer aus Griechenland und 50% mehr aus 
Spanien.  

Betrachtet man ausschließlich die Zahlen in Nordrhein-
Westfalen, zeichnet sich ein ähnliches Bild. Von den 18 
Mio. Menschen haben gut 24% einen Migrationshinter-
grund.  

Aufgrund dieser Zahlen verfolgt die SPD konsequent ihre 
Forderungen zur Förderung der Integration all dieser 
Menschen. „Bildung und Sprache sind der Schlüssel zur 
Integration“, betonte Özoğuz eindringlich. Entscheidend 
für gelungene Integration sei die Förderung bereits vom 
Kindesalter an. Dies funktioniere nur über den Ausbau 
von Möglichkeiten bereits für Kleinkinder in der Kita oder 
Krippe bis hin zur Schule und Berufsschule.  

Auch deshalb sage die SPD „Nein!“ zum Betreuungsgeld! 
Denn dies sei eher kontraproduktiv. Bessere Berufsvorbe-

reitung in Schulen sowie die Ganztagsschule seien Kon-
zepte, die unbedingt vorangetrieben werden müssten, 
um mehr gelungene Eingliederung gewährleisten zu kön-
nen. 

Weitere Forderungen sind außerdem die Erleichterung 
der doppelten Staatsbürgerschaft, das Wahlrecht für 
Menschen aus Drittländern so wie die leichtere Anerken-
nung ausländischer Bildungsabschlüsse. 

Özoğuz ließ es sich nicht nehmen, im Rahmen ihres Vor-
trages auch den Islam zum Thema zu machen. „Dialog 
statt Angst“, lautete hier ihre Aufforderung an die Zuhö-
rer. Eine zentrale Rolle spiele hierzu beispielsweise der 
Religionsunterricht an Schulen und die Einrichtung von 
Lehrstühlen zur islamischen Religionslehre an deutschen 
Universitäten. In der abschließenden Talkrunde, mode-
riert von Martin Dörmann, stellte sie sich den Fragen des 
Auditoriums. 

 

Marco Pagano, Aydan Özoguz und Martin Dörmann 
diskutierten in Deutz über Integrationspolitik. Zuvor 

besuchten sie gemeinsam die Kölner Ausländerbehörde 
in Kalk und sprachen dort mit der Leiterin über Erfah-

rungen und Handlungsbedarfe aus Sicht der Stadt Köln.

Verabschiedung von Renate Dinkelbach: „Danke Renate!“ 

   
Nach fast 25 Jahren Tätigkeit für die Kölner SPD und ihre Bundestagsabgeordneten wurde im August Renate 
Dinkelbach in den wohlverdienten Ruhestand verabschiedet. Zur großen Feier im Hof des Hans-Jürgen Wischnewski-
Hauses kamen neben dem Parteivorsitzenden Jochen Ott sowie den drei Bundestagsabgeordneten Martin Dörmann, 
Karl Lauterbach und Rolf Mützenich viele Kollegen, Freunde und andere langjährige Weggefährten. Mit Reden, 
Liedern und Geschenken bedankten sie sich für den unermüdlichen Einsatz in der Kölner Sozialdemokratie. 
Nachfolgerin als Mitarbeiterin im Gemeischaftsbüro der Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten ist Claudia Brock. 
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SPD-Bundestagsfraktion legt neues Breitbandkonzept vor 

Sicherung der Grundversorgung und Ausbau von Hochleistungsnetzen  
Mit dem Anfang September verabschiedeten Breit-
bandkonzept hat die SPD-Bundestagsfraktion einen 
weiteren Baustein ihres Projekts „Infrastrukturkon-
sens“ vorgelegt. Das Positionspapier „Schnelles In-
ternet für alle: Flächendeckende Breitbandversor-
gung sichern und dynamische Entwicklung be-
schleunigen“ wurde in einem bislang einzigartigen 
einjährigen Dialogprozess mit Experten aus Unter-
nehmen, Gewerkschaften, Verbänden und der Wis-
senschaft erarbeitet. Geleitet hat die Projektar-
beitsgruppe Martin Dörmann. 

Leistungsfähige Internetanschlüsse sind entschei-
dend für die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung Deutschlands. Der flächendeckende 
Breitbandausbau schafft die Voraussetzungen für 
die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen und Regio-
nen am Fortschritt und den Möglichkeiten der digi-
talen Gesellschaft.  

Die SPD-Bundestagsfraktion will endlich eine flä-
chendeckende Grundversorgung mit schnellen In-
ternetverbindungen umsetzen und dies durch eine 
Universaldienstverpflichtung absichern. Damit wür-
de die Nutzung klassischer Internetanwendungen 

für alle ermöglicht: das Abrufen von Informations-
angeboten, die Nutzung von E-Mail-Diensten, die 
Teilnahme an sozialen Netzwerken oder das Einkau-
fen im Netz. Schnellstmöglich soll auch eine Quali-
tätsentwicklung mit Geschwindigkeiten von mindes-
tens sechs Megabit pro Sekunde (Mbit/s) realisiert 
werden. Diese Bandbreite ermöglicht bereits IP-TV 
und „video on demand-Anwendungen“ in angemes-
sener Qualität. Und man will den schrittweisen Aus-
bau von Hochgeschwindigkeitsnetzen, die deutlich 
höhere Bandbreiten von 50 Mbit/s und mehr er-
möglichen. Dafür brauchen wir wettbewerbs- und 
investitionsfreundliche Rahmenbedingungen, die 
konsequente Nutzung von Synergieeffekten sowie 
bessere staatliche Fördermöglichkeiten. 

Mit diesem umfassenden Konzept setzt die SPD-
Bundestagsfraktion einen Kontrapunkt zur Bundes-
regierung, die zwar Breitbandziele formuliert, aber 
nicht einhält. Mit der drohenden Verschärfung einer 
digitalen Spaltung dürfen wir uns nicht abfinden. 
Deshalb will die SPD-Bundestagskation den Breit-
bandausbau deutlich beschleunigen. 

Ÿ Link zum Breitbandkonzept: 
www.spdfraktion.de/sites/default/files/position_schnelles_internet_fuer_alle_0.pdf 

 

Kölner Besuchergruppe in Berlin 
Auf Einladung von Martin Dörmann war Ende September wieder eine Besuchergruppe aus dem Wahlkreis  
zu Gast in Berlin. Bei der vom Bundespresseamt organisierten Fahrt gewann die Gruppe Einblicke in das 
politische Leben der Bundeshauptstadt, besuchte beispielsweise den Reichstag, historische Gedenkstätten 
und politische Informationsveranstaltungen.  
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Praktikum im Abgeordnetenbüro Berlin 

Die Kölnerin Lisa Hammelrath berichtet über ihre Erfahrungen im Bundestag 
Anfang August begann mein rund zweimonatiges 
Praktikum im Berliner Abgeordnetenbüro von Martin 
Dörmann. Die drei Büroräume sind im Paul-Löbe-
Haus untergebracht, welches an der Spree zwischen 
Reichstag und Kanzleramt liegt. Eine wirklich beein-
druckende Kulisse!  

An meinem ersten Tag haben 
mich die Kollegen nicht nur 
freundlich begrüßt, sondern mir 
auch gleich eine Führung gege-
ben. Zum Glück, denn in den 
verschiedenen Gebäuden - die 
alle durch Brücken, Gänge und 
Tunnel verbunden sind - hätte 
ich mich alleine sonst sicherlich 
früher oder später verlaufen. 

Auf die räumliche Orientierung 
folgte direkt die inhaltliche: 
Martin ist nicht nur Mitglied im Wirtschaftsaus-
schuss, sondern auch medienpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion und vertritt die Fraktion 
daher in vielen verschiedenen Gremien. Medienpoli-
tik ist sehr schnelllebig. Daher war es für mich wich-
tig, mich in einige aktuelle Themen einzuarbeiten. So 
konnte ich in den darauffolgenden Wochen im Büro 
auch inhaltlich mitarbeiten und die Diskussionen auf 
Veranstaltungen besser nachvollziehen. 

Neben einigen langfristigeren Aufgaben konnte ich 
das Büroteam im Laufe meines Praktikums im Be-
antworten von Bürgeranfragen, Erstellen von Ter-
minvorbereitungen und im Recherchieren unterstüt-
zen. Auch haben sich die Kollegen immer wieder Zeit 
genommen, mir die Abläufe im Haus und die politi-
schen Hintergründe zu erklären.  

Dadurch war ich gut vorbereitet, als im September 
die Sitzungswochen im Deutschen Bundestag an-

standen. Diese Zeit verbringt Martin komplett in 
Berlin und ist terminlich immer sehr eingespannt. 
Neben einem Besuch der Plenardebatte durfte ich 
Martin zu vielen seiner Termine begleiten. Etwa zu 
mehreren Diskussionsrunden zum Thema Breitband-

ausbau oder zu einem vom Bun-
deswirtschaftsministerium orga-
ƴƛǎƛŜǊǘŜƴ αRunden Tisch Presse 
DǊƻǎǎƻάΦ Auch an einer Sitzung 
des Wirtschaftssauschusses 
konnte ich teilnehmen. 

Dabei habe ich nicht nur viele 
interessante Debatten mitbe-
kommen, sondern auch gelernt, 
wie zeitintensiv die Arbeit eines 
Abgeordneten in Berlin ist. Auch 
inhaltlich konnte ich viel mitneh-
men: Gerade mit den juristischen 
Hintergründen der Medienpolitik 

konnte ich mich an vielen Stellen auseinandersetzen 
und so viele spannende Erkenntnisse für mein Jura-
Studium gewinnen.  

In den sechs Wochen in Berlin hatte ich die Chance 
einen sehr interessanten Einblick in den Alltag eines 
Bundestagsabgeordneten und die Berliner Politik-
welt zu erhalten. Ich bin sehr dankbar für die span-
nende Zeit, die ich im Berliner Büro verleben durfte 
und bin mir sicher, dass ich Berlin nicht für immer 
den Rücken kehre. 

Lisa Hammelrath (21) studiert Rechtswissenschaft 
an der Universität zu Köln. 

Das Berliner Team auf dem Foto unten:  
Marcel Röthig, Martin Dörmann, Lisa Hammelrath, 
Stefan Stader, Matthias Dahlke (v.l.) 
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Alle Bürgeranfragen bei „abgeordnetenwatch“ beantwortet 

Zum dritten Mal in Folge Bestnote für Martin Dörmann 
Vor der parlamentarischen Sommerpause erhielten 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages auf 
dem Internetportal „abgeordnetenwatch.de“ Zeug-
nisse über ihre Antwortbilanz. Dabei ging es um die 
Frage, welcher Abgeordnete in den zwölf Monaten 
ausnahmslos jede Bürgerfrage beantwortet hat 
(„sehr gut“) und wer mit einer mangelhaften Ant-

wortbilanz enttäuschte. Von den 620 Abgeordneten 
bekamen in diesem Jahr 256 Abgeordnete die Note 
„sehr gut“, darunter erneut Martin Dörmann. Im 
Vergleich der Fraktionen schnitten insgesamt SPD-
Abgeordnete mit einer Durchschnittsnote von 2,2 
am besten ab.  

Spannende Diskussionen zu den Themen Rente und US-Wahl 

 ĂForum Bundespolitikñ mit Karl Lauterbach  

Im Rahmen der von ihm organisierten Reihe „Forum 
Bundespolitik“ der Kölner SPD hatte Martin 
Dörmann am 9. November seinen Kölner Fraktions-
kollegen Prof. Karl Lauterbach 
zu Gast. Der gesundheitspoliti-
sche Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion referierte in 
Mülheim zu den demografi-
schen Herausforderungen und 
stellte Grundzüge des neuen 
SPD-Rentenkonzepts dar (siehe 
hierzu den ausführlichen Be-
richt in dieser Ausgabe).  

 ĂFraktion vor Ortñ mit Dr. Klaus Scharioth 

Auf Einladung der Kölner SPD-Bundestagsabgeord-
neten besuchte Dr. Klaus Scharioth, ehemaliger 
deutscher Botschafter in Washington und Rektor 
des Mercator Kollegs für internationale Aufgaben, 
am 21. November die Domstadt. Thema seines Vor-
trages war der Wahlausgang in den USA und die 
Zukunft der transatlantischen Beziehungen.  

Im stimmungsvollen Ambiente des „Alten Pfand-
haus“ in der Kölner Südstadt begrüßte Rolf Mützen-
ich, auch im Namen seiner wegen Berliner Sitzungs-
terminen verhinderten Kollegen den Ex-Diplomaten 
und dankte ihm für den regelmäßigen informativen 
Austausch zwischen Abgeordneten und dem diplo-

matischen Corps in seiner Zeit als Botschafter. In 
seinem Vortrag thematisierte Scharioth zum Bei-
spiel, dass die Regulierung der Finanzmärkte, die 
Frage der Weiterverbreitung von Nuklearwaffen 
oder auch der Klimawandel bestimmende Themen 
der amerikanischen Außenpolitik und damit auch 
des transatlantischen Dialogs seien.  

Nach der pointierten Analyse der Wahlen und der 
Darstellung der politischen Agenda der Obama-
Administration diskutierte das Publikum konzen-
triert und engagiert mit den beiden Außenpoliti-
kern. Dr. Klaus Scharioth brachte es nach einer 
spannenden Diskussion auf den Punkt: „Deutsch-
land alleine kann den Dialog nicht gestalten und 
Europa wird in den Vereinigten Staaten nur dann 
Gehör finden, wenn es mit einer Stimme spricht“.  
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Herbstempfang der SPD-Abgeordneten im Bürgerbüro Porz 

„Hundertjährige“: Ausstellungseröffnung mit Fotografien von Roland Schriefer

Wie es mittlerweile schöne Tradition geworden ist, 
fand am 16. November wieder ein Herbstempfang 
der SPD-Abgeordneten im Bürgerbüro Porz statt.  

 

Roland Schriefer portraitierte für den Kölner Stadt-
Anzeiger Hundertjährige. Seine schönsten Fotografien 
sind nun im Bürgerbüro Porz zu bewundern 

Die dabei eröffnete Ausstellung des Journalisten 
Roland Schriefer unter dem Titel „Hundertjährige“ 
zeigt Portrait-Fotografien von Menschen, die der 
Fotograf im Rahmen seiner journalistischen Tätig-
keit besuchte. Zitate aus den Gesprächen zieren die 
Rahmen und regen zum Nachdenken und Schmun-
zeln an (siehe unten).  

Unter den zahlreich erschienen Gästen begrüßten 
die Abgeordneten Martin Dörmann und Jochen Ott 
viele Freunde, Weggefährten und Mandatsträger. 
Der Porzer Bezirksbürgermeister Willi Stadoll und 
Bezirksamtsleiter Norbert Becker waren ebenso 
erschienen wie die 1. Bürgermeisterin der Stadt 
Köln, Elfi Scho-Antwerpes.  

 

Der Journalist erläuterte den Gästen , was ihn an den 
alten Menschen besonders faszinierte 

Nebenbei konnte Martin Dörmann noch drei kleine 
Jubiläen feiern: seit 10 Jahren ist er Mitglied des 
Bundestages und Herausgeber seiner Wahlkreiszei-
tung „Berlin Depesche“. Seitdem betreibt er auch 
das Bürgerbüro Porz als Wahlkreisbüro, zunächst 
zusammen mit dem SPD-Landtagsabgeordneten 
Friedhelm Lenz, nun mit Jochen Ott. 

 
Hildegard Reitel 

(geboren am 8. Juli 1910) 

„Die Zeit rennt. Dagegen  
hilft nur eins: häkeln.“   

Freuten sich über einen gelungene Ausstellungseröffnung:  
Jochen Ott, Roland Schriefer und Martin Dörmann (v. l.) 
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Neu eingestellt auf www.martin-doermann.de 

 
Thematisch gegliederte Auflistung  
der Berlin Depesche-Artikel 2012 

 
Dokumentation über die Arbeit als  

Bundestagsabgeordneter im Jahr 2012 

 

Allgemeine Informationen zu Aufgaben, 
Wahlkreis und Büros  

FES-Veranstaltung zur Zukunft der Zeitung 

Anfang Dezember fand im KOMED (MediaPark) eine 
Diskussionsveranstaltung der Friedrich-Ebert-
Stiftung unter dem Titel „Zukunft ohne Zeitung – 
Zeitung der Zukunft“ statt. Am selben Tag erschien 
die letzte Ausgabe der Financial Times Deutschland 
unter dem Titel „Endlich Schwarz“. „Sieht so die 
Zukunft der Zeitung aus?“, fragte Martin Dörmann 
in seiner Einführungsrede. Er verwies auf die 
schwierige Situation im Printbereich, angesichts 
rückläufiger Auflagen und Anzeigenerlöse sowie der 
zunehmenden Bedeutung des Internets. 

 

Unter Moderation von Dirk Müller diskutierten 
hierzu: Burkhard von Pappenheim, stellv. Chefre-
dakteur des Kölner Stadt-Anzeigers, Alfons Pieper, 
Journalist und Blogger („Wir in NRW“), sowie die 
Wissenschaftler Prof. Andreas Vogel und Prof. Ste-
phan Weichert. Letzterer vertrat die These, Journa-
lismus sei auf Dauer vom Markt nur schwer zu fi-
nanzieren. Online gewinne nicht so viel, wie Print 
verliere. Deshalb müsse man über Stiftungs- und 
Gebührenmodelle nachdenken. Von Pappenheim 
betonte, Online könne Print ökonomisch nicht er-

setzen, auch wenn es richtig sei, die Angebote zu-
nehmend gebührenpflichtig zu machen. 

Einen besonderen Raum nahm in der anschließen-
den Diskussion mit dem Publikum die Tatsache ein, 
dass junge Menschen sich zunehmend (kostenlos) 
im Internet als über TV und Printmedien informie-
ren. Einige mahnten an, dass man auf deren Bedürf-
nisse seitens der Zeitung stärker eingehen müsse, 
damit ein Mehrwert erkennbar sei. Einig waren sich 
alle Beteiligten, dass unsere Demokratie auch in 
Zukunft guten Journalismus brauche. 

 

Im November besuchte Martin Dörmann den  
Rautenberg Media & Print Verlag, der u.a. die Zeitung 
„Porz am Montag“ heraus gibt. Mit Geschäftsführer  
Dr. Franz-Wilhelm Otten (rechts) und Medienberater 
Rule Mews sprach er über die aktuelle Lage auf dem 

Zeitungsmarkt im Rheinland 
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Ein starkes Team für Berlin 

Die Köln SPD nominierte Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes sowie  
die bewährten Bundestagsabgeordneten  Martin Dörmann, Karl Lauterbach 
und Rolf Mützenich 

Die Kölner SPD zieht mit einem starken und kompe-
tenten Kandidatenteam in den Bundestagswahl-
kampf 2013. Bei zwei Wahlkreiskonferenzen am 3. 
Dezember wurden die drei bewährten Bundestags-
abgeordneten Martin Dörmann, Karl Lauterbach 
und Rolf Mützenich mit über 90 Prozent Zustim-
mung erneut für ihre Wahlkreise nominiert, die sie 
bei den letzten Bundestagswahlen direkt gewinnen 
konnten. Im südlichen Wahlkreis (Lindenthal, 
Rodenkirchen, Innenstadt-Süd) setzte sich Bürger-
meisterin Elfi Scho-Antwerpes mit 133 zu 76 Stim-
men gegen ihre Mitbewerberin Valentina Kerst 
durch. 

 
Martin Dörmann: „Wir wollen Deutschland  

sozial gerechter gestalten und wirtschaftlich  
nach vorne bringen“ 

Die vier Gewählten treten für ein rot-grünes Regie-
rungsbündnis ein und betonten in ihren Vorstel-
lungsreden das Ziel, bei der nächsten Wahl wieder 
alle vier Kölner Wahlkreise für die SPD zu gewinnen, 
um so zu einem Regierungswechsel beizutragen: 

In seiner Rede bedankte sich Martin Dörmann zu-
nächst für die solidarische Unterstützung seiner 
bisherigen zehnjährigen Arbeit als Abgeordneter 
durch viele Menschen innerhalb und außerhalb der 
SPD.  

Auszug aus der Rede von Martin Dörmann: 
„Ich möchte meine Arbeit im Bundestag gerne fort-
setzen, um mich auch weiterhin für die Interessen 
der Menschen in meinem Wahlkreis und in Köln 
einsetzen zu können. Beispielsweise für den weite-
ren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, etwa beim 
Bahnknoten Köln, der ein echtes Nadelöhr ist. Oder 

für den Erhalt sozialer Strukturen und Einrichtun-
gen, sei es beim Wohnungsbau oder in der Arbeits-
marktpolitik.  

Es ist ein Skandal, dass die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung einen Kahlschlag beim Programm Soziale 
Stadt, bei den Jobcentern sowie bei den Program-
men für Langzeitarbeitslose vorgenommen hat. Das 
trifft eine Großstadt wie Köln in besonderer Weise. 
Eine SPD-geführte Bundesregierung wird diese fal-
schen Entscheidungen zurück nehmen und hier ganz 
andere Akzente setzen.  

Zugleich werden wir die Finanzlage der Kommunen 
nachhaltig stärken. Mit unserem Finanzkonzept 
stünden den Kommunen zukünftig über 6 Milliarden 
Euro mehr zur Verfügung. Geld, das die klammen 
Kommunen dringend brauchen, um soziale Struktu-
ren aufrecht zu erhalten. 

Im Bundestag liegen meine Arbeitsschwerpunkte in 
den Bereichen Wirtschaft, Medien und Netzpolitik. 

In der Wirtschaftspolitik habe ich beispielsweise 
mitgewirkt an unseren Konzepten für eine sozial-
demokratische Industriepolitik und für eine Moder-
nisierung der Infrastrukturen in den Bereichen Ver-
kehr, Energie und Telekommunikation. 

Als medienpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion ist 
es mir ein besonderes Anliegen, wie wir den rasan-
ten Wandel der Medienlandschaft so gestalten, dass 
Medienvielfalt erhalten bleibt. Wir brauchen auch in 
Zukunft qualitativ guten Journalismus, der den 
Menschen eine Orientierung in der zunehmenden 
Informationsflut bieten kann. 

Es ist letztlich eine Gefahr für unsere Demokratie 
und den politischen Diskurs, wenn sich der Trend 
nach immer rasanteren Sensationsmeldungen statt 
gründlicher Recherche fortsetzt. Der kürzliche Insol-
venzantrag der Frankfurter Rundschau und das Ende 
der Financial Times Deutschland haben ja zuletzt ein 
besonders  besorgniserregendes Schlaglicht auf die 
Probleme im Zeitungsmarkt geworfen.  

In der Netzpolitik habe ich vor allem zwei zentrale 
Anliegen. Zum einen geht es mir darum, allen Men-
schen und Regionen die Teilhabe am schnellen In-
ternet zu sichern. Zum anderen setze ich mich für 
ein faires und zeitgemäßes Urheberrecht ein.  

Auch im Internetzeitalter brauchen Autoren und 
Kreative Einnahmen, von denen sie leben können. 
Zugleich darf die allgemeine Akzeptanz des Urhe-
berrechts nicht durch überzogene Abmahnmodelle 
gefährdet werden. Hier gilt es, insgesamt die richti-
ge Balance herzustellen. (….) 
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Die Bundestagswahl im nächsten Jahr ist eine ent-
scheidende Weichenstellung. Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung ist wohl die schlechteste, die 
Deutschland je gesehen hat. In der Europapolitik 
schenkt Merkel den Menschen immer noch nicht 
reinen Wein ein sondern macht Entscheidungen 
von Wahlterminen abhängig. Und innenpolitisch 
steht diese Koalition für Streit, Stillstand oder Rück-
schritt. Für Klientelpolitik, wie bei der 
Hoteliersteuer. Für eine rückwärtsgewandte Fami-
lienpolitik, wie beim Betreuungsgeld. Für eine dop-
pelte Energiewende ohne Masterplan, die schlecht 
gemanagt ist und Energie für die Verbraucher un-
nötig verteuert.  

Ich möchte daran mitwirken, dass wir in einer rot-
grünen Bundesregierung Deutschland wieder sozial 
gerechter gestalten und wirtschaftlich nach vorne 
bringen. Zum Beispiel durch eine gute Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt: mit einem gesetzlichen Min-
destlohn, mit der Beschränkung von Lohn- und 
Zeitarbeit auf ein sinnvolles Maß, ohne reguläre 
Beschäftigung weiter zurück zu drängen, mit glei-
chem Lohn für vergleichbare Arbeit. 

Die SPD steht zudem für solidarische Sicherungs-
systeme. Wir wollen die Bürgerversicherung ohne 
Zwei-Klassen-Medizin. Wir wollen notwendige Ver-
besserungen in der Pflegeversicherung sowie eine 
Rentenpolitik, die Altersarmut verhindert und Er-
werbsarmut bekämpft. 

Die SPD  will mehr Geld für Bildung und Kommu-
nen zur Verfügung stellen  – aber solide finanziert, 
ohne neuen Schulden Wir stehen für ein gerechtes 
Steuersystem. Ganz hohe Einkommen können und 
sollen einen größeren Beitrag zur Finanzierung un-
seres Staates beitragen. Wir wollen zudem den 

Bankensektor endlich bändigen und die Finanz-
märkte über eine Finanztransaktionssteuer an den 
Kosten der Krise beteiligen. Für all das liegen unse-
re besseren und gerechteren Alternativen zu 
Schwarz-Gelb auf dem Tisch.“   

Die Ergebnisse der Wahlkreiskonferenzen 

Wahlkreis 93 Köln I 
Porz, Kalk, nördliche Innenstadt: 

gewählt: Martin Dörmann, MdB seit 2002,  
medienpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion 

Abgegebene Stimmen: 212; Martin Dörmann: 196 
Stimmen; Henning Frey: 11; Enthaltungen: 5 

Wahlkreis 94 Köln II  
Lindenthal, Rodenkirchen, südliche Innenstadt: 

gewählt: Elfi Scho-Antwerpes, Bürgermeisterin der 
Stadt Köln seit 2004 

Abgegebene Stimmen: 211; Elfi Scho-Antwerpes: 
133 Stimmen; Valentina Kerst: 76; Enthaltungen: 2 

Wahlkreis 95 Köln III  
Chorweiler, Nippes, Ehrenfeld: 

Gewählt: Rolf Mützenich, MdB seit 2002,  
außenpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion 

Abgegebene Stimmen: 212; Ja: 208; Nein: 4 

Wahlkreis 101 KölnIV/Leverkusen  
Köln-Mülheim/Leverkusen: 

Gewählt: Karl Lauterbach, MdB seit 2005,  
gesundheitspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion 

Abgegebene Stimmen: 96; Ja: 86; Nein: 6; Enth.: 4 

 

 

Das Kandidatenteam der Kölner SPD zur Bundestagswahl 2013 
Karl Lauterbach, Elfi Scho-Antwerpes, Martin Dörmann und Rolf Mützenich (v.l.) 

 


